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Wie viele Menschen leben in Deutsch-
land? Wo wohnen sie und wie alt sind 
sie? Daten über Struktur und Entwick-
lung der Bevölkerung gehören zum 
grundlegenden Informationsbedarf für 
fast alle Bereiche von Staat, Wirtschaft 
und Gesellschaft. Die Politik benötigt sie, 
weil viele Entscheidungen – beispielswei-
se im Bildungs- und Gesundheitswesen – 
nur auf der Grundlage gesicherter bevöl-
kerungsstatistischer Angaben getroffen 
werden können. Für das wirtschaftliche 
Geschehen sind demografische Daten 
von Bedeutung, weil sie Grundinforma-
tionen über die Menschen als Arbeits-
kräfte, Einkommensbezieher und Kon-
sumenten liefern. In der Öffentlichkeit 
werden Bevölkerungszahlen und demo-
grafische Entwicklungen aufmerksam 
verfolgt.

Hinter den Zahlen verbergen sich 
aber auch Werthaltungen und Lebens-
einstellungen, die ihrerseits wieder Rück-
wirkungen auf die Bevölkerungsstruktur 
haben. So spiegeln sich zum Beispiel in 
den Zahlen der Eheschließungen und 

-scheidungen sowie der Lebenspartner-
schaften, der Geburtenentwicklung und 
der Familiengröße die Einstellungen der 
Gesellschaft zur Familie und zu Kindern 
wider. Der Altersaufbau wird von diesen 
Lebenseinstellungen mitbestimmt und 
hat zugleich direkte Auswirkungen auf 

die Bildungs- und Beschäftigungsmöglich-
keiten der Bevölkerung und beeinflusst 
daher unmittelbar ihre Lebensweise. u Info 1

Weitere Informationen zur Bevölke-
rung mit Migrationshintergrund bietet 
Kapitel 1.2, Seite 28. Daten zur Lebenssitu-
ation von Geflüchteten enthält Kapitel 7.4, 
Seite 280.

1.1.1 Bevölkerungsstand 
Nach den Ergebnissen der Bevölkerungs-
fortschreibung lebten Ende 2016 in 
Deutschland rund 82,5 Millionen Men-
schen, davon waren 49 % männlich und 
51 % weiblich. Gegenüber 2015 ist die Be-
völkerung damit um 346 000 Einwohne-
rinnen und Einwohner beziehungsweise 
um 0,4 % gewachsen. Rund 66,4 Millio-
nen Personen (80 %) lebten in den alten 
Bundesländern, 12,6 Millionen (15 %) in 
den neuen Bundesländern und 3,6 Milli-
onen (4,3 %) in Berlin. Die bevölkerungs-
reichsten Länder waren Nordrhein-West-
falen (17,9 Millionen Personen), Bayern 
(12,9 Millionen) und Baden-Württem-
berg (knapp 11,0 Millionen). In diesen 
drei Bundesländern lebten rund 51 % der 
 Bevölkerung Deutschlands. Die Hälfte 
der Bundesländer hatte dagegen weniger 
als 3 Millionen Einwohnerinnen und 
Einwohner. u Tab 1

Mit 82,5 Millionen hatte Deutschland 
Ende 2016 rund 13,2 Millionen Einwoh-
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u Info 1  
Datenquellen der Bevölkerungs-
statistik und Gebietsstände 

Die Bevölkerungszahl wird mittels der Be-
völkerungsfortschreibung nachgewiesen.  
Auf den Ergebnissen des letzten Zensus auf-
bauend führen die statistischen Ämter auf 
Gemeindeebene die Fortschreibung des 
 Bevölkerungsstandes durch Bilanzierung der 
Ergebnisse der Statistiken über Geburten 
und Sterbefälle sowie der Wanderungsstatis-
tik durch. Die Bevölkerungszahlen werden 
nach jedem Zensus (zuletzt Zensus vom 
9. Mai 2011) ab dem Zensusstichtag umge-
stellt. Die Bevölkerungsfortschreibung liefert 
demografische Grunddaten über die ge-
samte Bevölkerung wie Geschlecht, Alter, 
Familienstand und Staatsangehörigkeit. 

Für die ehemalige DDR liegen in der Bevölke-
rungsstatistik im Wesentlichen vergleichbare 
Angaben vor. Seit 2001 werden in der amt-
lichen Statistik grundsätzlich nur noch Daten 
für Berlin insgesamt nachgewiesen. Soweit 
bei Bevölkerungsangaben noch ein getrennter 
Nachweis für das frühere Bundesgebiet und 
für die neuen Länder erfolgt, ist Berlin nicht 
enthalten.

Die Bevölkerungsstatistik gehört zu den tradi-
tionsreichsten Arbeitsgebieten der amtlichen 
Statistik. Die Statistiken werden seit 1950  
in der jetzigen Form geführt, die Zeitreihen ge-
hen teilweise bis ins 19. Jahrhundert zurück.

Die Entwicklung des Bevölkerungsstandes 
2016 ist aufgrund methodischer Änderungen 
bei der Wanderungsstatistik, technischer 
Weiterentwicklungen der Datenlieferungen 
aus dem Meldewesen sowie der Umstellung 
auf ein neues statistisches Aufbereitungs-
verfahren nur bedingt mit den Vorjahreswerten 
vergleichbar. Die Genauigkeit der Ergebnisse 
ist aufgrund von Unstimmigkeiten unter an-
derem im Zusammenhang mit der melderecht-
lichen Behandlung von Schutzsuchenden 
eingeschränkt. Ausführliche Erläuterungen 
dazu finden sich unter www.destatis.de  
> Bevölkerung > Bevölkerungsstand.

nerinnen und Einwohner mehr als 1950. 
In West- und Ostdeutschland hat sich 
die Bevölkerungszahl seit 1950 jedoch 
sehr unterschiedlich entwickelt. Im frü-
heren Bundesgebiet stieg sie zwischen 
1950 und 1973 infolge des sogenannten 
Babybooms und der Zuwanderung von 
51,0 Millionen auf 62,1 Millionen Men-
schen. Gleichzeitig ging sie in der ehe-
maligen DDR von 18,4 Millionen auf 
17,0 Millionen Menschen zurück. Die Be-
völkerungszahl stabilisierte sich danach 
zwischen 61 Millionen und 62 Millionen 
Menschen im Westen sowie zwischen 
16 Millionen und 17 Millionen Menschen 
im Osten. 

Seit der deutschen Vereinigung Ende 
1990 nahm die Bevölkerung Deutschlands 
bis Ende 2002 von 79,8 Millionen auf 
82,5 Millionen Personen zu (+ 2,8 Millio-
nen Personen). Bis 2010 folgte dann ein 
Rückgang der Bevölkerungszahlen. Ab 
2011 stieg die Bevölkerung wieder an, 
 allerdings führte der Zensus im Jahr 2011 
zu einer Revision der Bevölkerungszahl 
um 1,5 Millionen Personen nach unten. 
Die Jahre 2014 bis 2016 verzeichneten auf-
grund der sehr starken Zuwanderung  
einen hohen Bevölkerungszuwachs mit  
einem Spitzenwert im Jahr 2015 (2014: 
+ 430 000 Per sonen; 2015: + 978 000 Per-
sonen; 2016: + 346 000 Personen).

Zwischen West und Ost war die Ent-
wicklung seit der deutschen Vereinigung 
allerdings unterschiedlich: In den alten 
Bundesländern nahm die Bevölkerung – 

mit Ausnahme der Jahre 2006 bis 2009 – 
zu. Die neuen Bundesländer verzeichneten 
seit 1990 – mit Ausnahme der Jahre 2014 
und 2015 – durchgehend einen Bevölke-
rungsrückgang. In Berlin gab es bis 2005 
abwechselnde Phasen von Zuwachs und 
Rückgang und ab 2005 eine stetige Bevöl-
kerungszunahme. u Tab 2

Besiedlungsdichte und regionale 
Bevölkerungsverteilung 
Der Bevölkerungszahl entsprechend än-
derte sich auch die Bevölkerungsdichte 
in beiden Teilen Deutschlands. Im frühe-
ren Bundesgebiet und Berlin-West stieg 
die Einwohnerzahl je Quadratkilometer 
im Zeitraum von 1950 bis 1973 von 202 
auf 250 an, ging danach bis 1984/1985 
auf 245 leicht zurück und stieg nach der 
deutschen Vereinigung bis auf 270 Ein-
wohner je Quadratkilometer im Jahr 
2000. Seit 2001 stagnierte die Bevölke-
rungsdichte im früheren Bundesgebiet 
(ohne Berlin-West) zwischen 263 und 
264 Einwohner je Quadratkilometer.  
Für 2016 wurde im früheren Bundesge-
biet (ohne Berlin-West) eine Einwohner-
dichte von 267 ermittelt. Im Gebiet der 
neuen Länder und Berlin-Ost verringer-
te sich dieser Wert zwischen 1950 und 
1990 von 171 auf 148 Einwohner je Qua-
dratkilometer. Seit 2001 verringerte sich 
die Bevölkerungsdichte in den neuen 
Ländern (ohne  Berlin-Ost) von 127 auf 
116 Einwohner je Quadratkilometer im 
Jahr 2016.
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Deutschland Früheres 
Bundesgebiet ¹ Neue Länder ² Berlin

1950 69 346 50 958 18 388 –

1960 73 147 55 958 17 188 –

1970 78 069 61 001 17 068 –

1980 78 397 61 658 16 740 –

1990 79 753 63 726 16 028 3 434

2000 82 260 67 140 15 120 3 382

2010 81 752 65 426 12 865 3 461

2011 ³ 80 328 64 429 12 573 3 326

2012 80 524 64 619 12 530 3 375

2013 80 767 64 848 12 498 3 422

2014 81 198 65 223 12 505 3 470 

2015 82 176 66 057 12 598 3 520

2016 ⁴ 82 522 66 365 12 581 3 575

Fläche
Bevölkerung

insgesamt Männer Frauen
je km ²

in 1 000 km² in 1 000

Baden-Württemberg (Stuttgart) 35,7 10 952 5 436 5 516 306

Bayern (München) 70,5 12 931 6 401 6 530 183

Berlin (Berlin) 0,9 3 575 1 756 1 819 4 012

Brandenburg (Potsdam) 29,7 2 495 1 232 1 263 84

Bremen (Bremen) 0,4 679 335 343 1 617

Hamburg (Hamburg) 0,8 1 810 886 924 2 397

Hessen (Wiesbaden) 21,1 6 213 3 067 3 146 294

Mecklenburg-Vorpommern (Schwerin) 23,3 1 611 795 815 69

Niedersachsen (Hannover) 47,7 7 946 3 923 4 022 167

Nordrhein-Westfalen (Düsseldorf) 34,1 17 890 8 777 9 113 524

Rheinland-Pfalz (Mainz) 19,9 4 066 2 007 2 060 205

Saarland (Saarbrücken) 2,6 997 489 507 388

Sachsen (Dresden) 18,4 4 082 2 010 2 072 221

Sachsen-Anhalt (Magdeburg) 20,5 2 236 1 102 1 134 109

Schleswig-Holstein (Kiel) 15,8 2 882 1 413 1 469 182

Thüringen (Erfurt) 16,2 2 158 1 068 1 090 133

Deutschland (Berlin) 357,6 82 522 40 697 41 825 231

u Tab 2 Bevölkerungsentwicklung — in Tausend

Ergebnisse aus der Bevölkerungsfortschreibung am 31.12. des jeweiligen Jahres. Seit Berichtsjahr 2011 auf Grundlage des Zensus 2011. 
1 Seit 2001 ohne Berlin-West. 
2 Seit 2001 ohne Berlin-Ost.
3 Umstellung der Bevölkerungsfortschreibung auf die Grundlage des Zensus 2011. 
4  Die Entwicklung der Bevölkerungszahlen 2016 ist nur bedingt mit den Vorjahreswerten vergleichbar und es kommt zu Einschränkun-

gen bei der Genauigkeit der Ergebnisse, siehe Info 1 sowie die Erläuterungen unter www.destatis.de > Bevölkerungsstand.
– Nichts vorhanden.

u Tab 1 Bundesländer mit Regierungssitz nach Fläche, Bevölkerung und Bevölkerungsdichte 2016

Ergebnisse der Bevölkerungsfortschreibung (Bevölkerung) und aus dem Gemeindeverzeichnis-Informationssystem GV-ISys (Fläche, Bevölkerung je km ²).
Die Entwicklung der Bevölkerungszahlen 2016 ist nur bedingt mit den Vorjahreswerten vergleichbar und es kommt zu Einschränkungen bei der Genauigkeit der Ergebnisse, siehe Info 1 sowie die Erläuterungen  
unter www.destatis.de > Bevölkerungsstand.
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Stadt Bevölkerung in 1 000 Stadt Bevölkerung je km ²

1 Berlin 3 575 München 4 713

2 Hamburg 1 810 Berlin 4 012

3 München 1 464 Herne 3 049

4 Köln 1 076 Stuttgart 3 029

5 Frankfurt am Main 736 Frankfurt am Main 2 966

6 Stuttgart 628 Düsseldorf 2 821

7 Düsseldorf 613 Offenbach am Main 2 775

8 Dortmund 586 Essen 2 772

9 Essen 583 Nürnberg 2 744

10 Leipzig 571 Oberhausen 2 742

11 Bremen 566 Köln 2 657

12 Dresden 547 Hannover 2 608

13 Hannover 533 Bochum 2 505

14 Nürnberg 512 Gelsenkirchen 2 502

15 Duisburg 500 Hamburg 2 397 

Für Deutschland insgesamt lag die 
Einwohnerdichte Ende 2016 bei 231 Ein-
wohnern je Quadratkilometer. Am dich-
testen besiedelt waren die Stadtstaaten 
(Berlin: 4 012 Personen je Quadratkilome-
ter, Hamburg: 2 397, Bremen: 1 617). Die 
geringste Besiedlung je Quadratkilometer 
wiesen die Bundesländer Mecklenburg-
Vorpommern (69 Personen), Brandenburg 
(84 Personen) und Sachsen-Anhalt (109 
Personen) auf (siehe Tab 1).

Ende 2016 gab es in Deutschland 
11 059 politisch selbstständige Gemein-
den und damit 33 oder 0,3 % weniger als 
Ende 2015. Davon lagen – abgesehen von 
Berlin – 8 395 Gemeinden im früheren 
Bundesgebiet und 2 663 Gemeinden in 
den neuen Bundesländern. Aufgrund von 
Gebietsreformen hat sich vor allem im 
früheren Bundesgebiet die Gemeindean-
zahl verringert: Sie sank von 8 422 seit 
Ende 2015 um 27 Gemeinden (– 0,3 %). 

Aus der Verteilung der Einwohnerin-
nen und Einwohner auf Gemeinde-
größenklassen ergibt sich für 2016, dass 
6 % der Bevölkerung Deutschlands in 
Gemeinden mit weniger als 2 000 Ein-
wohnern, 35 % in Gemeinden mit 2 000 

bis unter 20 000 Einwohnern und 27 % in 
Gemeinden mit 20 000 bis unter 100 000 
Einwohnern lebten. Auf Großstädte 
 (Gemeinden mit 100 000 oder mehr 
 Einwohnern) entfielen 32 % der Bevölke-
rung. Die Städte mit den höchsten Ein-
wohnerzahlen waren in abnehmender 
Reihenfolge Berlin, Hamburg und Mün-
chen. Betrachtet man die Städte mit der 
höchsten Bevölkerungsdichte, lagen an 
vorderster Stelle München, Berlin und 
Herne. u Tab 3

1.1.2 Altersaufbau, Geburtenent-
wicklung und Lebenserwartung 
 
Altersaufbau 
Die Zahl der Geburten beeinf lusst un-
mittelbar den Altersaufbau der Bevölke-
rung. Außerdem besteht eine Wechsel-
wirkung zwischen der Stärke eines Alters-
jahrgangs und den Geburten sowie 
Sterbezahlen: Zum einen beeinflusst die 
Stärke der einzelnen Altersjahrgänge die 
Zahl der Geburten und Sterbefälle in 
 bestimmten Zeiträumen, gleichzeitig wir-
ken sich aber wiederum die Veränderun-
gen von Geburtenhäufigkeit oder Sterb-

lichkeit auch auf die Stärke der jeweiligen 
Jahrgänge aus. Langfristig führen solche 
Veränderungen zu einer Verschiebung 
der Anteile der einzelnen Altersgruppen 
an der Gesamtbevölkerung. Ein zusätz-
licher Faktor ist die Zu- und Abwande-
rung, da meist junge Erwachsene zu- 
oder abwandern. In Deutschland führen 
diese verschiedenen Faktoren dazu, dass 
die Gruppe der Kinder und Jugendlichen 
kleiner wird und die Gruppe der Men-
schen im Rentenalter wächst, während 
sich der Anteil der Personen im erwerbs-
fähigen Alter – derzeit – wenig verändert. 
Entgegen diesem Trend erhöhte sich 2015 
und 2016 infolge der massiven Zuwande-
rung von jungen Menschen der Anteil 
der Kinder und Jugendlichen leicht.

Den Altersaufbau der Bevölkerung 
und dessen Veränderungen veranschau-
lichen Abbildung 1 sowie Tabelle 4. Da-
bei zeigt sich deutlich, wie die Basis der 
Pyramide – also die neuen Generationen – 
schmaler wird, während die stärksten 
Jahrgänge zwischen 50 und 60 Jahre alt 
sind. u Abb 1, Info 2

Im Jahr 2016 betrug in Deutschland 
der Anteil der Heranwachsenden (unter 
20-Jährige) 18 %. Auf die Bevölkerung im 
erwerbsfähigen Alter (20 bis 64 Jahre) 
entfielen 60 % und der Seniorenanteil 
(65-Jährige und Ältere) lag bei 21 %. 
Rund 6 % der Bevölkerung waren hoch-
betagt, das heißt 80 Jahre oder älter. Der 
Jugendquotient (Zahl der unter 20-Jähri-
gen je 100 Personen zwischen 20 und 
64  Jahren) lag bei 31 und somit unter 
dem Altenquotienten (Zahl der 65-Jähri-
gen und Älteren je 100 Personen zwi-
schen 20 und 64 Jahren) mit 35. Im Jahr 
1950 lag der Jugendquotient noch bei 51 
und der Altenquotient bei 16. Seit 2006 
übersteigt der Altenquotient jedoch den 
Jugend quotienten (siehe auch Abschnitt 
1.1.4, Seite 26).  u Tab 4, Info 3

Beim Altersaufbau gibt es ebenfalls 
deutliche Unterschiede zwischen den al-
ten und den neuen Bundesländern. So lag 
2016 der Anteil der Seniorinnen und Seni-
oren in den neuen Bundesländern (ohne 
Berlin) bereits bei 25 % (21 % in den alten 
Bundesländern), der Anteil der Kinder 

u Tab 3 Großstädte mit den höchsten Bevölkerungszahlen und  
der höchsten Bevölkerungsdichte 2016

Ergebnisse der Bevölkerungsfortschreibung (Bevölkerung) und aus dem Gemeindeverzeichnis-Informationssystem GV-ISys  
(Bevölkerung je km ²).
Die Entwicklung der Bevölkerungszahlen 2016 ist nur bedingt mit den Vorjahreswerten vergleichbar und es kommt zu Einschränkungen 
bei der Genauigkeit der Ergebnisse, siehe Info 1 sowie die Erläuterungen unter www.destatis.de > Bevölkerungsstand.
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Bevölkerung
Davon im Alter von … bis … Jahren

Jugend- 
quotient ¹

Alten- 
quotient ²unter 20 20 – 64 65 –79 80 und älter

in 1 000 in %
1950 69 346 30,4 59,9 8,7 1,0 50,8 16,3

1960 73 147 28,4 60,0 10,0 1,6 47,3 19,3

1970 78 069 30,0 56,2 11,8 2,0 53,4 24,6

1980 78 397 26,8 57,7 12,8 2,7 46,3 26,9

1990 79 753 21,7 63,4 11,2 3,8 34,2 23,6

2000 82 260 21,1 62,2 12,9 3,8 34,0 26,8

2010 81 752 18,4 60,9 15,3 5,3 30,3 33,8

2011³ 80 328 18,4 60,9 15,4 5,3 30,3 33,9

2012 80 524 18,3 61,0 15,4 5,4 30,0 34,1

2013 80 767 18,2 61,0 15,5 5,4 29,8 34,2

2014 81 198 18,2 60,8 15,4 5,6 29,9 34,6

2015 82 176 18,3 60,6 15,3 5,8 30,3 34,7

2016 ⁴ 82 522 18,4 60,3 15,2 6,0 30,6 35,2

lichkeit auch auf die Stärke der jeweiligen 
Jahrgänge aus. Langfristig führen solche 
Veränderungen zu einer Verschiebung 
der Anteile der einzelnen Altersgruppen 
an der Gesamtbevölkerung. Ein zusätz-
licher Faktor ist die Zu- und Abwande-
rung, da meist junge Erwachsene zu- 
oder abwandern. In Deutschland führen 
diese verschiedenen Faktoren dazu, dass 
die Gruppe der Kinder und Jugendlichen 
kleiner wird und die Gruppe der Men-
schen im Rentenalter wächst, während 
sich der Anteil der Personen im erwerbs-
fähigen Alter – derzeit – wenig verändert. 
Entgegen diesem Trend erhöhte sich 2015 
und 2016 infolge der massiven Zuwande-
rung von jungen Menschen der Anteil 
der Kinder und Jugendlichen leicht.

Den Altersaufbau der Bevölkerung 
und dessen Veränderungen veranschau-
lichen Abbildung 1 sowie Tabelle 4. Da-
bei zeigt sich deutlich, wie die Basis der 
Pyramide – also die neuen Generationen – 
schmaler wird, während die stärksten 
Jahrgänge zwischen 50 und 60 Jahre alt 
sind. u Abb 1, Info 2

Im Jahr 2016 betrug in Deutschland 
der Anteil der Heranwachsenden (unter 
20-Jährige) 18 %. Auf die Bevölkerung im 
erwerbsfähigen Alter (20 bis 64 Jahre) 
entfielen 60 % und der Seniorenanteil 
(65-Jährige und Ältere) lag bei 21 %. 
Rund 6 % der Bevölkerung waren hoch-
betagt, das heißt 80 Jahre oder älter. Der 
Jugendquotient (Zahl der unter 20-Jähri-
gen je 100 Personen zwischen 20 und 
64  Jahren) lag bei 31 und somit unter 
dem Altenquotienten (Zahl der 65-Jähri-
gen und Älteren je 100 Personen zwi-
schen 20 und 64 Jahren) mit 35. Im Jahr 
1950 lag der Jugendquotient noch bei 51 
und der Altenquotient bei 16. Seit 2006 
übersteigt der Altenquotient jedoch den 
Jugend quotienten (siehe auch Abschnitt 
1.1.4, Seite 26).  u Tab 4, Info 3

Beim Altersaufbau gibt es ebenfalls 
deutliche Unterschiede zwischen den al-
ten und den neuen Bundesländern. So lag 
2016 der Anteil der Seniorinnen und Seni-
oren in den neuen Bundesländern (ohne 
Berlin) bereits bei 25 % (21 % in den alten 
Bundesländern), der Anteil der Kinder 

Ergebnisse der Bevölkerungsfortschreibung.
Zu den Ergebnissen 2016 siehe Info 1 sowie die Erläuterungen unter www.destatis.de > Bevölkerungsstand.

u Abb 1 Bevölkerung nach Altersjahren und Geschlecht 2016 — in Tausend je Altersjahr u Info 2  
Bevölkerungspyramide

Um den Altersaufbau der Bevölke-
rung zu veranschaulichen, ver-
wendet die Statistik eine grafische 
Darstellungsform, die als Alters-
pyramide bezeichnet wird, auch 
wenn sie – für Deutschland betrach-
tet – längst keine Pyramidenform 
mehr hat. So gleicht sie heute op-
tisch eher einer »zerzausten Wetter-
tanne«, wie sie einmal bildhaft 
 beschrieben wurde. 

Eine interaktive Bevölkerungspyra-
mide auf www.destatis.de ermög-
licht es, die Veränderung der 
 Altersstruktur im Zeitraum zwischen 
1950 und 2060 zu verfolgen und 
 dabei einen bestimmten Geburtsjahr-
gang zu beobachten. Die Anwen-
dung basiert auf den Ergebnissen 
der 13. koordinierten Bevölkerungs-
vorausberechnung für Deutschland.

u Info 3  
Jugendquotient, Altenquotient 
und Gesamtquotient

Neben der absoluten Zahl der Be-
völkerung in einem bestimmten  
Alter ist die Beziehung zwischen den 
verschiedenen Altersgruppen ein 
Charakteristikum des Alterungs-
prozesses. Wird der Bevölkerung  
im erwerbsfähigen Alter die jüngere 
Bevölkerung – für deren Aufwach-
sen, Erziehung und Ausbildung 
 gesorgt werden muss – gegenüber-
gestellt, so ergibt sich der Jugend-
quotient. Wird die Zahl der Personen 
im Rentenalter, also der potenziellen 
Empfänger von Leistungen der 
 Rentenversicherung oder anderer 
Alterssicherungssysteme, auf die 
Zahl der Personen im Erwerbsalter 
bezogen, ergibt sich der Alten-
quotient. Beide Quotienten zusam-
men addieren sich zum Gesamt-
quotienten, der aufzeigt, in welchem 
Ausmaß die mittlere Altersgruppe 
sowohl für die jüngere als auch  
für die ältere Bevölkerung, die beide 
nicht im Erwerbsleben stehen, im 
weitesten Sinne zu sorgen hat. Für 
die Abgrenzung des erwerbsfähigen 
Alters wird hier die Altersspanne  
von 20 bis 64 Jahren gewählt, da in 
dieser Lebensphase die meisten 
Menschen erwerbstätig sind.

u Tab 4 Entwicklung der Altersstruktur 

Ergebnisse aus der Bevölkerungsfortschreibung am 31.12. des jeweiligen Jahres.  
1 Altersgruppe der unter 20-Jährigen bezogen auf die Altersgruppe der 20- bis 64-Jährigen. 
2 Altersgruppe der 65-Jährigen und Älteren bezogen auf die Altersgruppe der 20- bis 64-Jährigen.
3 Umstellung der Bevölkerungsfortschreibung auf die Grundlage des Zensus 2011.   
4  Die Entwicklung der Bevölkerungszahlen 2016 ist nur bedingt mit den Vorjahreswerten vergleichbar und es kommt zu Einschränkungen  

bei der Genauigkeit der Ergebnisse, siehe Info 1 sowie die Erläuterungen unter www.destatis.de > Bevölkerungsstand.
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Bevölkerung 
unter  

20 Jahren

Davon im Alter von … bis … Jahren

unter 3 3 – 5 6 – 9 10 – 14 15 – 19
in 1 000 in %

1950 21 084 14,3 11,6 20,4 29,9 23,8

1960 20 760 17,1 15,8 20,2 22,6 24,2

1970 23 413 14,1 16,2 22,1 24,7 22,8

1980 20 972 11,8 11,2 16,6 28,5 31,9

1990 17 307 15,7 15,1 19,9 24,0 25,2

2000 17 390 13,4 13,7 19,0 27,4 26,5

2010 15 082 13,5 13,7 19,1 26,3 27,5

2011¹ 14 801 13,6 13,9 19,1 26,3 27,2

2012 14 721 13,8 14,0 18,9 25,9 27,4

2013 14 683 13,9 14,1 19,0 25,5 27,5

2014 14 754 14,3 14,0 19,0 25,1 27,6

2015 15 071 14,6 14,1 18,9 24,5 27,8

2016 ² 15 221 15,1 14,2 19,1 24,2 27,4

und Jugendlichen unter 20 Jahren fiel mit 
17 % dagegen niedriger aus (19 % in den 
alten Bundesländern). In Berlin lebten 
Ende 2016 verhältnismäßig weniger Seni-
orinnen und Senioren (19 %), dagegen war 
der Anteil der unter 20-Jährigen mit 18 % 
durchschnittlich. 

Die Zahl der jungen Menschen unter 
20 Jahren war bundesweit ab Mitte der 
1990er-Jahre (1996: 17,7 Millionen) bis 
2013 (14,7 Millionen) rückläufig. Seit 2014 
wird infolge der verstärkten Zuwande-
rung und von mehr Geburten wieder ein 
Zuwachs verzeichnet (2016: 15,2 Millio-
nen). Am stärksten ist dabei die Gruppe 
der 15- bis 19-Jährigen, da die Zuwande-
rung ab einem Alter von 17 bis 18 Jahren 
deutlich höher ausfällt als bei jüngeren 
Kindern und Jugendlichen. u Tab 5 

In Deutschland werden etwa 5 % mehr 
Jungen als Mädchen geboren. Im Jahr 2016 
kamen im Durchschnitt auf 100 neugebo-
rene Mädchen 105 Jungen. Da Männer 
statistisch gesehen nicht so alt werden wie 
Frauen, verändern sich die Anteile von 
Frauen und Männern mit den Altersgrup-
pen. Einen weiteren Faktor stellt die Zu-
wanderung dar, weil junge Männer im 
Vergleich zur in Deutschland lebenden 
Bevölkerung unter den Zuwanderern 
überrepräsentiert sind. Dies führt dazu, 
dass bis zu einem Alter von etwa 55 Jahren 
der Männeranteil überwiegt und der Män-
nerüberhang am stärksten in der Gruppe 
der 16- bis 30-Jährigen ist. In der Alters-
gruppe der 55- bis 59-Jährigen befinden 
sich ungefähr gleich viele Männer wie 
Frauen. In den höheren Altersgruppen 
überwiegen dann zunehmend Frauen: In 
der Gruppe der 60- bis 69-Jährigen sind 
es 52 %, bei den 70- bis 79-Jährigen 55 % 
und bei den 80-jährigen oder älteren Per-
sonen sogar 64 %. Gründe für den geringe-
ren Männeranteil in den höchsten Alters-
gruppen sind neben der höheren Lebens-
erwartung von Frauen auch heute noch 
die starken Männerverluste durch den 
Zweiten Weltkrieg. Mit den nachlassen-
den demografischen Auswirkungen des 
Krieges steigt mittlerweile aber auch der 
Anteil der Männer an den Hochbetagten 
(27 % im Jahr 2000; 36 % im Jahr 2016).

u Tab 5 Entwicklung der Altersstruktur bei Kindern und Jugendlichen

Ergebnisse aus der Bevölkerungsfortschreibung am 31.12. des jeweiligen Jahres.  
1 Umstellung der Bevölkerungsfortschreibung auf die Grundlage des Zensus 2011. 
2  Die Entwicklung der Bevölkerungszahlen 2016 ist nur bedingt mit den Vorjahreswerten vergleichbar und es kommt zu Einschränkungen 

bei der Genauigkeit der Ergebnisse, siehe Info 1 sowie die Erläuterungen unter www.destatis.de > Bevölkerungsstand.

Geburtenentwicklung 
Die Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg 
waren in Deutschland durch hohe Ge-
burtenzahlen geprägt. Ab 1947 wurden 
deutlich mehr Geburten als Sterbefälle 
registriert. Der darauffolgende Baby-
boom wandelte sich Ende der 1960er- 
Jahre zu einem starken Rückgang der 
Geburten. Die Zahl der  lebend gebore-
nen Kinder ging vom Höchststand im 
Jahr 1964 (1,36 Mil l ionen) bis auf 
782 000 im Jahr 1975 zurück. Danach 
gab es von 1976 bis 1990 einen Anstieg 
der jährlichen Geburtenzahlen von 
798 000 auf 906 000. Seit 1997 (812 000 
Geburten) war wieder ein kontinuierli-
cher Geburtenrückgang zu beobachten. 
Im Jahr 2005 wurden erstmals unter 
700 000 Kinder geboren und im Jahr 2011 
wurde mit 663 000 Neugeborenen die 
niedrigste  Geburtenzahl seit 1946 re-
gistriert. Im Jahr 2016 lag die Zahl der 
 Geburten mit 792 000 wieder deutlich 
höher. u Abb 2

Der Geburtenrückgang bewirkte, 
dass seit 1972 jedes Jahr weniger Kinder 
geboren wurden als Menschen starben. 

Besonders groß war die Differenz zwi-
schen den Geburten- und Sterbefällen 
mit 212 000 Personen im Jahr 2013. In 
den letzten Jahren hat sich diese allmäh-
lich reduziert, da die Zahl der Geburten 
angestiegen ist und die Sterbefälle relativ 
stabil waren. Im Jahr 2016 war die An-
zahl der Geborenen »nur« um 118 000 
kleiner als die Zahl der Sterbefälle. 

Geburtenhäufigkeit im Zeitverlauf
Die Zahl der geborenen Kinder hängt 
 einerseits von der Anzahl potenzieller 
Eltern – welche sich aus der Bevölke-
rungsentwicklung ergibt – und anderer-
seits von der relativen Geburtenhäufig-
keit (Fertilität) der Frauen ab. Die Verän-
derung der Geburtenhäufigkeit von Jahr 
zu Jahr wird mit der zusammengefassten 
Geburtenziffer (total fertility rate, TFR) 
gemessen. In Westdeutschland verringer-
te sich diese ab Mitte der 1960er-Jahre 
stark und stabilisierte sich ab Ende  
der 1970er-Jahre, jedoch auf niedrigem 
Niveau. Die zusammengefasste Geburten-
ziffer betrug hier fast 40 Jahre lang rech-
nerisch 1,3 bis 1,4 Kinder je Frau; im 
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Jahr 2014 erreichte sie erstmals wieder 
knapp 1,5 Kinder je Frau. In der ehema-
ligen DDR war es in den 1970er-Jahren 
auch zu einem starken Rückgang der Ge-
burtenhäufigkeit gekommen, dem aber 
bald ein Anstieg folgte. Bis Mitte der 
1980er-Jahre nahm die Geburtenhäufig-
keit hier wieder ab. Anfang der 1990er-
Jahre kam es nach der deutschen Verei-
nigung zu einem vorübergehend starken 
Einbruch der Geburtenzahlen in den 
neuen Ländern, der mit den Unsicher-
heiten des Transformationsprozesses zu-
sammenhing. Seit 1995 nimmt die zu-
sammengefasste Geburtenziffer in den 
ostdeutschen Flächenländern fast konti-
nuierlich zu und ist seit 2008 höher als 
im früheren Bundesgebiet. u Abb 3 

Seit 2012 steigt die Fertilität in 
Deutschland. Im Jahr 2016 betrug die zu-
sammengefasste Geburtenziffer 1,59 Kin-
der je Frau, das war das höchste Fertili-
tätsniveau seit 42 Jahren. In Westdeutsch-
land war die Geburtenhäufigkeit mit  
1,60 Kindern je Frau geringer als in den 
ostdeutschen Flächenländern (1,64  Kin-
der je Frau).

u Abb 2 Lebendgeborene und Gestorbene in Deutschland 1946–2016 — in Tausend

Mütter im Teenageralter  
und ab 40 Jahren 
Junge Frauen, die vor ihrem 20. Ge-
burtstag ihr erstes Kind zur Welt brin-
gen, werden in Deutschland und der 
Europäischen Union (EU) immer sel-
tener. Die Zahl der Erstgeborenen mit 
einer Mutter unter 20 Jahren sank in 
Deutschland von 2010 bis 2016 von 
rund 16 600 auf rund 15 800. Der An-
teil an allen Erstgeborenen ging von 
5,0 % auf 4,1 % zurück. 

Im EU-Durchschnitt hatten 2016 
laut dem Statistischen Amt der Euro-
päischen Union (Eurostat) 4,9 % aller 
Erstgeborenen eine Mutter unter 
20 Jahren. Den EU-weit höchsten An-
teil von Teenagermüttern gab es 2016 
in Rumänien mit 14,2 % und Bulgari-
en mit 13,6 %. Unter 2 % lag der An-
teil in Slowenien, Italien, den Nieder-
landen, Dänemark und Schweden. 

Die Zahl der erstgeborenen Kinder 
mit einer Mutter ab 40 Jahren erhöhte 
sich in Deutschland zwischen 2010 und 
2016 von rund 8 500 auf rund 9 200. 
Das waren im Jahr 2016 rund 2,4 % der 
Erstgeborenen. Der Anteil blieb gegen-
über 2010 (2,5 %) relativ stabil. 

In elf EU-Staaten war der Anteil der 
Erstgeborenen von Müttern im höhe-
ren gebärfähigen Alter größer als in 
Deutschland. In Italien hatten 2016 be-
reits 7,2 % der Erstgeborenen eine Mutter 
ab 40 Jahren. In Spanien waren es 6,6 % 
und in Griechenland 5,3 %. Am gerings-
ten war der Anteil in Litauen mit 1,0 %. 
Der EU-Durchschnitt lag bei 3,2 %.

Das durchschnittliche Alter der 
Mütter 2016 bei der Geburt des ersten 
Kindes in der Europäischen Union 
zeigt Kapitel 11.1, Seite 416, Abb 3. 

Geburtenentwicklung 
Die Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg 
waren in Deutschland durch hohe Ge-
burtenzahlen geprägt. Ab 1947 wurden 
deutlich mehr Geburten als Sterbefälle 
registriert. Der darauffolgende Baby-
boom wandelte sich Ende der 1960er- 
Jahre zu einem starken Rückgang der 
Geburten. Die Zahl der  lebend gebore-
nen Kinder ging vom Höchststand im 
Jahr 1964 (1,36 Mil l ionen) bis auf 
782 000 im Jahr 1975 zurück. Danach 
gab es von 1976 bis 1990 einen Anstieg 
der jährlichen Geburtenzahlen von 
798 000 auf 906 000. Seit 1997 (812 000 
Geburten) war wieder ein kontinuierli-
cher Geburtenrückgang zu beobachten. 
Im Jahr 2005 wurden erstmals unter 
700 000 Kinder geboren und im Jahr 2011 
wurde mit 663 000 Neugeborenen die 
niedrigste  Geburtenzahl seit 1946 re-
gistriert. Im Jahr 2016 lag die Zahl der 
 Geburten mit 792 000 wieder deutlich 
höher. u Abb 2

Der Geburtenrückgang bewirkte, 
dass seit 1972 jedes Jahr weniger Kinder 
geboren wurden als Menschen starben. 
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1934 und 1944 aufgrund des Rückgangs 
des Anteils der Mütter mit vier oder mehr 
Kindern. Anschließend stabilisierte sich 
die Verteilung der Mütter nach der Zahl 
der geborenen Kinder weitgehend, wobei 
die Kinderlosigkeit kontinuierlich zu-
nahm. Dies führte zu einem weniger ra-
santen, jedoch beständigen Rückgang der 
Kohortenfertilität bis zu den späten 
1960er-Jahrgängen. Der jüngste Jahrgang, 
der das fünfzigste Lebensjahr erreichte 
und dessen kumulierte Geburtenziffer 
daher statistisch als endgültig gilt, ist der 
Jahrgang 1967 mit insgesamt 1,50 Kin-
dern je Frau. u Abb 4 

Die endgültige Kinderzahl wird of-
fenbar bei den Jahrgängen 1967 und 1968 
ihren tiefsten Stand erreichen. Danach ist 
eine leichte Erholung der Kohortenfertili-
tät zu erwarten. Zu dieser Erholung trägt 
einerseits bei, dass sich die kumulierte 
Kohortenfertilität bis zum Alter von 
29  Jahren bei den Jahrgängen 1969 bis 
1973 stabilisierte. Außerdem nahm bei 
Frauen dieser Jahrgänge die Fertilität  
im Alter ab 30 Jahren kontinuierlich zu. 
Zusammen haben diese beiden Effekte 
für eine günstige Konstellation gesorgt, 
die sich jedoch ab dem Jahrgang 1974 
nicht mehr fortsetzt. Zwischen den Jahr-
gängen 1974 und 1984 nahm die kumu-
lierte Fertilität bis zum Alter von 29 Jah-
ren wieder kontinuierlich ab. Ob der ge-
genwärtige Fertilitätsanstieg im Alter ab 
30 Jahren dafür ausreicht, die sinkende 
Geburtenhäufigkeit im jüngeren gebärfä-
higen Alter zu kompensieren oder sogar 
die endgültige Kinderzahl zu erhöhen, ist 
noch offen. 

Zeitpunkt der Familiengründung
Der Trend zur späteren Familiengrün-
dung kennzeichnet wesentlich das Ge-
burtenverhalten der letzten vier Jahr-
zehnte. Der Anteil der Frauen, die noch 
vor ihrem 30. Geburtstag das erste Kind 
bekommen, nimmt dadurch weiter ab. 
Anfang der 1970er-Jahre waren Frauen 
im früheren Bundesgebiet bei der ersten 
Geburt durchschnittlich gut 24 Jahre alt. 
Im Jahr 2016 waren sie mit fast 30 sechs 
Jahre älter. Die ostdeutschen Frauen wa-

Entwicklung der Kohortenfertilität
Welche Prozesse sich hinter diesen Ver-
änderungen vollziehen, zeigen die Indi-
katoren des Geburtenverhaltens der 
Frauen in der Lebensperspektive, die so-
genannte Kohortenfertilität. Die wesent-
lichen Charakteristika sind dabei die 
Kinderzahl je Frau eines Jahrgangs, das 
Alter der Frauen bei Geburt, die Kinder-
losenquote sowie die Zahl der Kinder 
 einer Mutter und die Abstände zwischen 
deren Geburten.

Die in den 1930er-Jahren geborenen 
Frauen – im Wesentlichen die Mütter der 
Babyboom-Generation – haben durch-
schnittlich mehr als zwei Kinder geboren. 
Ihre Familiengründungsphase fiel in die 
Zeit des wirtschaftlichen Aufschwungs 
der 1950er- und 1960er-Jahre. Bereits in-
nerhalb der 1930er-Jahrgänge deutete sich 
jedoch an, dass die endgültige Kinder-
zahl kontinuierlich abnimmt. Besonders 
schnell sank sie zwischen den Kohorten 

u Abb 3 Zusammengefasste Geburtenziffer 1950–2016 — Kinder je Frau

1 Seit 2001 ohne Berlin.

Die Werte zur Fertilität der Jahrgänge 1968 bis 1974 im Alter von 30 bis 49 Jahren beruhen auf einer Schätzung.
Ergebnisse der Geburtenstatistik 2016.

u Abb 4 Kohortenfertilität insgesamt sowie im Alter unter beziehungsweise ab 30 Jahren 2016 — Kinder je Frau
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ren bei der ersten Geburt bis zum Ende 
der 1980er-Jahre im Durchschnitt mit 
23 Jahren sehr jung. Nach der deutschen 
Vereinigung stieg das Alter bei der Fami-
liengründung in den neuen Ländern 
umso schneller. Im Jahr 2016 bekamen 
die Frauen in Ostdeutschland ihr erstes 
Kind durchschnittlich im Alter von rund 
29 Jahren, also sechs Jahre später als noch 
im Jahr 1989 (23 Jahre). Im bundesdeut-
schen Durchschnitt waren 2016 die 
 Mütter beim ersten Kind fast 30 Jahre alt. 
Damit verengt sich zunehmend die Le-
bensphase, in der Frauen Familien grün-
den und weitere Kinder zur Welt bringen 
können. Eine der Folgen dieser Entwick-
lung ist die Zunahme der Geburten bei 
Frauen im Alter ab 40 Jahren. Zwischen 
2000 und 2016 stieg der Anteil der Babys 
mit Müttern im Alter ab 40 Jahren von 
2,1 % auf 4,0 %. Erste Geburten sind aber 
im Alter ab 40 Jahren immer noch relativ 
selten. Lediglich 2,4 % der ersten Kinder 
wurden 2016 von Frauen im Alter ab 
40  Jahren geboren. Ab dem Alter von 
42  Jahren waren es lediglich 0,9 %. Im 
Hinblick auf Kinderlosigkeit bedeutet 
dies, dass die Kinderlosenquote ab dem 
Alter von 42 Jahren statistisch als quasi 
endgültig betrachtet werden kann (zur 
Entwicklung der Kinderlosigkeit siehe 
Kapitel 2.4, Seite 79). 

Durchschnittlich zwei Kinder bekom-
men Mütter in Deutschland im Lauf   
ihres Lebens. Zwischen den 1930er- und 
1940er-Kohorten sank die durchschnitt-
liche Kinderzahl je Mutter von 2,3 auf 
2,0. Dazu trug insbesondere der Rück-
gang der kinderreichen Mütter bei. Der 
Anteil der Mütter mit vier oder mehr Kin-
dern hatte sich in diesen Jahrgängen von 
12 % auf 6 % halbiert. Anschließend stabi-
lisierte sich die Verteilung nach der Zahl 
der geborenen Kinder. Die zwischen Mit-
te der 1940er- und Anfang der 1970er-
Jahre geborenen Mütter hatten etwa zu 
31 % »nur« ein Kind, zu 48 % zwei Kinder, 
zu 15 % drei Kinder und zu 6 % vier oder 
mehr Kinder zur Welt gebracht. 

Weiterer Familienzuwachs folgt 
meistens erst nach einigen Jahren. Der 
mittlere Abstand zwischen der ersten 
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des Anteils der Mütter mit vier oder mehr 
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Die endgültige Kinderzahl wird of-
fenbar bei den Jahrgängen 1967 und 1968 
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eine leichte Erholung der Kohortenfertili-
tät zu erwarten. Zu dieser Erholung trägt 
einerseits bei, dass sich die kumulierte 
Kohortenfertilität bis zum Alter von 
29  Jahren bei den Jahrgängen 1969 bis 
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die sich jedoch ab dem Jahrgang 1974 
nicht mehr fortsetzt. Zwischen den Jahr-
gängen 1974 und 1984 nahm die kumu-
lierte Fertilität bis zum Alter von 29 Jah-
ren wieder kontinuierlich ab. Ob der ge-
genwärtige Fertilitätsanstieg im Alter ab 
30 Jahren dafür ausreicht, die sinkende 
Geburtenhäufigkeit im jüngeren gebärfä-
higen Alter zu kompensieren oder sogar 
die endgültige Kinderzahl zu erhöhen, ist 
noch offen. 

Zeitpunkt der Familiengründung
Der Trend zur späteren Familiengrün-
dung kennzeichnet wesentlich das Ge-
burtenverhalten der letzten vier Jahr-
zehnte. Der Anteil der Frauen, die noch 
vor ihrem 30. Geburtstag das erste Kind 
bekommen, nimmt dadurch weiter ab. 
Anfang der 1970er-Jahre waren Frauen 
im früheren Bundesgebiet bei der ersten 
Geburt durchschnittlich gut 24 Jahre alt. 
Im Jahr 2016 waren sie mit fast 30 sechs 
Jahre älter. Die ostdeutschen Frauen wa-

und der dritten Geburt beträgt gut sie-
ben Jahre. Da immer mehr Frauen erst in 
ihren Dreißigern das erste Kind bekom-
men, wäre es für einen stabilen Anteil 
der Mütter mit mehr als zwei Kindern 
erforderlich, dass sich die mittleren Ab-
stände zwischen den Geburten verrin-
gern. Bisher ist jedoch eine solche Verän-
derung nicht sichtbar. Die seit 2009 ver-
fügbaren Angaben über die vollständige 
Geburtenfolge der Mütter zeigen, dass 
die Intervalle zwischen den Geburten 
von 2009 bis 2016 unverändert geblieben 
sind. In 50 % der Fälle kommt ein zwei-
tes Kind innerhalb von 3,1 Jahren nach 
dem Erstgeborenen zur Welt. Die ande-
ren 50 % der zweitgeborenen Kinder ha-
ben einen größeren Abstand zum älteren 
Geschwisterkind. Die dritten Kinder fol-
gen in der  Regel mit einem noch größe-
ren zeitlichen Intervall nach der Geburt 
des zweiten Kindes: Die Hälfte aller drit-
ten Geburten ereignet sich innerhalb von 
3,8 Jahren, die andere Hälfte erfolgt noch 
später. 

Zunahme der Geburten durch  
ausländische Mütter
Neben den Veränderungen im Geburten-
verhalten allgemein beeinf lusst zuneh-
mend auch die Fertilität der Zuwanderin-
nen das Geburtengeschehen in Deutsch-
land (hier: Frauen mit ausländischer 
Staats angehörigkeit). Der Anteil der aus-
ländischen Frauen an den Frauenjahr-
gängen war bei den frühen 1960er-Jahr-
gängen mit etwa 9 % halb so hoch wie bei 
den 1970er-Jahrgängen mit 18 %. Seit 
2014 stieg außerdem die Anzahl der 
poten ziellen Mütter aus den Ländern mit 
traditionell relativ hoher Kinderzahl je 
Frau. Im Jahr 2016 betrug die zusammen-
gefasste Geburtenziffer der ausländi-
schen Frauen 2,28 Kinder je Frau und 
war  damit deutlich höher als im Jahr 2011 
(1,82 Kinder je Frau, Stand nach der 
durch den Zensus 2011 bedingten Kor-
rektur der Bevölkerungszahlen). Ausge-
hend von den Erfahrungen der früheren 
Wanderungsbewegungen ist damit zu 
rechnen, dass die Fertilität in den ersten 
Jahren nach der Flucht aus Kriegs- und 
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Jungen / Männer Mädchen / Frauen

1871/1881 2014/2016 1871/1881 2014/2016
Vollendetes Alter  
in Jahren
 0 35,6 78,3 38,5 83,2

 1 46,5 77,6 48,1 82,5

 5 49,4 73,6 51,0 78,5

10 46,5 68,7 48,2 73,5

20 38,4 58,8 40,2 63,6

30 31,4 49,1 33,1 53,7

40 24,5 39,4 26,3 43,9

50 18,0 30,1 19,3 34,4

60 12,1 21,6 12,7 25,3

70 7,3 14,2 7,6 16,9

80 4,1 7,9 4,2 9,4

90 2,3 3,7 2,4 4,3 

hatten eine weitere Lebenserwartung 
von 46,5 Jahren (Jungen) beziehungswei-
se 48,2 Jahren (Mädchen). Nach den Er-
gebnissen der auf die aktuellen Überle-
bensverhältnisse bezogenen Sterbetafel 
2014/2016 betrug die Lebenserwartung 
neugeborener Jungen 78,3 und die der 
Mädchen 83,2  Jahre. Auch die fernere 
Lebenserwartung in  höheren Altersjah-
ren ist stark gestiegen. So hatten bei-
spielsweise 65-jährige  Männer 1871/1881 
im Durchschnitt noch 9,6 Jahre zu leben. 
In den Jahren 2014/2016 waren es bereits 
17,8 Jahre. Bei den Frauen ist diese Ent-
wicklung noch stärker ausgeprägt: Lag 
der Wert für den Zeitraum 1871/1881 bei 

10,0 Jahren, so konnten 65-jährige Frau-
en 2014/2016 durchschnittlich 21,0 wei-
teren Lebensjahren entgegensehen. Von 
den Frauen, die 2016 starben, war über 
ein Viertel 90 Jahre oder älter. Mindes-
tens 100 Jahre alt waren rund 5 700 der 
gestorbenen Frauen und etwa 900 ver-
storbene Männer. u Tab 6

1.1.3 Wanderungsbewegungen 
Neben der natürlichen Bevölkerungs-
bewegung (Geburten und Sterbefälle) 
kommt bei der Beobachtung und Analyse 
der Einwohnerzahl den sogenannten 
Wanderungen (räumliche Bevölkerungs-
bewegung) eine zentrale Bedeutung zu. 

anschließend nach festen Quoten (König-
steiner Schlüssel) in die Bundesländer 
weitergeleitet. Schutzsuchende werden 
ebenfalls vor dem Asylantragsverfahren 
nach dem Königsteiner Schlüssel verteilt. 

Im Jahr 2016 wechselten 4,4 Millio-
nen Menschen ihren Wohnsitz über die 
Gemeindegrenzen innerhalb Deutsch-
lands. In den meisten Fällen blieben  
die Personen in ihrem Bundesland. Gut 
27 % aller Binnenwanderungen (rund 
1,2 Millionen Umzüge) fanden zwischen 
Bundesländern statt. Diese Wanderun-
gen tragen zur unterschiedlichen Bevöl-
kerungsentwicklung in den Ländern 
bei. u Abb 5 

Krisengebieten besonders stark ansteigen 
und nach einigen Jahren sinken wird. 

Lebenserwartung
Die Lebenserwartung ist in den letzten 
hundert Jahren beträchtlich gestiegen. 
Hierbei spielte die Verringerung der 
Säuglings- und Kindersterblichkeit lange 
eine entscheidende Rolle. Im Deutschen 
Reich betrug die durchschnittliche Le-
benserwartung im Zeitraum 1871/1881 
für neugeborene Jungen 35,6 Jahre und 
für neugeborene Mädchen 38,5 Jahre. 
Aber schon Zehnjährige, die das Säug-
lings- und Kleinkindalter mit besonders 
hohen Sterberisiken hinter sich ließen, 

u Abb 5a Wanderungssaldo nach Bundesländern 2016  
— Personen insgesamt 

Die Ergebnisse ab Berichtsjahr 2016 sind nur bedingt mit den Vorjahreswerten  
vergleichbar und es kommt zu Einschränkungen bei der Genauigkeit der Ergebnisse,  
siehe Info 5 sowie die ausführlichen Erläuterungen unter www.destatis.de  
> Wanderungen.

u Tab 6 Durchschnittliche Lebenserwartung — in Jahren

1871/1881: Deutsches Reich; 2014/2016: Deutschland.

u Info 4  
Wanderungsstatistik

Die Wanderungsstatistik erfasst Zu- und Fortzüge, die die Meldebehör-
den den statistischen Ämtern melden. Der Wanderungssaldo ergibt  
sich aus der Differenz der Zu- und Fortzüge. Das Wanderungsvolumen 
bezeichnet die Summe aus der Binnen- und Außenwanderung.  
Zuzüge »von unbekannt« und Fortzüge »nach unbekannt« zählen dabei  
zur Außenwanderung.

Die Wanderungsstatistik weist Wanderungsfälle nach, also die Zu- oder 
Fortzüge über die Gemeindegrenzen, nicht die wandernden Personen. 
Durch die Binnenwanderung ändert sich die regionale Verteilung  
der Bevölkerung, aber im Gegensatz zur Außenwanderung nicht die Ein-
wohnerzahl Deutschlands.
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Binnenwanderung
Die Wanderungsströme innerhalb Deutsch-
lands resultieren aus verschiedenen Fak-
toren. Zum einen spiegeln sie die wirt-
schaftliche Stärke von Ländern und Regi-
onen wider. Bei Ausländerinnen und 
Ausländern können Netzwerke eine Rolle 
spielen, sodass sie bevorzugt dort hinzie-
hen, wo Menschen gleicher Herkunft be-
reits leben. Darüber hinaus gibt es Vertei-
lungsquoten für Personen, die als Spät-
aussiedlerinnen und -aussiedler oder als 
Schutzsuchende aufgenommen werden. 
So reisen beispielsweise Aussiedlerinnen 
und Aussiedler über eine zentrale Aufnah-
mestelle in Niedersachsen ein und werden 

anschließend nach festen Quoten (König-
steiner Schlüssel) in die Bundesländer 
weitergeleitet. Schutzsuchende werden 
ebenfalls vor dem Asylantragsverfahren 
nach dem Königsteiner Schlüssel verteilt. 

Im Jahr 2016 wechselten 4,4 Millio-
nen Menschen ihren Wohnsitz über die 
Gemeindegrenzen innerhalb Deutsch-
lands. In den meisten Fällen blieben  
die Personen in ihrem Bundesland. Gut 
27 % aller Binnenwanderungen (rund 
1,2 Millionen Umzüge) fanden zwischen 
Bundesländern statt. Diese Wanderun-
gen tragen zur unterschiedlichen Bevöl-
kerungsentwicklung in den Ländern 
bei. u Abb 5 

Die Wanderungen bilden aber auch die 
Mobilität der Bevölkerung ab. Die Mobi-
lität ist stark altersabhängig und ist am 
höchsten bei jungen Erwachsenen, die 
bedingt durch Ausbildung, Studium oder 
Einstieg ins Berufsleben oder aufgrund 
einer Partnerschaft häufiger umziehen. 

Bei den Wanderungen wird zwischen 
den Wohnsitzwechseln von Personen  
in eine andere Gemeinde innerhalb 
Deutschlands (Binnenwanderung) und 
solchen über die Grenzen Deutschlands 
(Außenwanderung) unterschieden. Die 
Außenwanderung und die Binnenwande-
rung bilden zusammen die Gesamtwan-
derung. u Info 4 

u Abb 5b Wanderungssaldo nach Bundesländern 2016  
— deutsche Personen

u Abb 5c Wanderungssaldo nach Bundesländern 2016  
— ausländische Personen

Die Ergebnisse ab Berichtsjahr 2016 sind nur bedingt mit den Vorjahreswerten vergleichbar 
und es kommt zu Einschränkungen bei der Genauigkeit der Ergebnisse, siehe Info 5 sowie 
die ausführlichen Erläuterungen unter www.destatis.de > Wanderungen.

Die Ergebnisse ab Berichtsjahr 2016 sind nur bedingt mit den Vorjahreswerten vergleichbar 
und es kommt zu Einschränkungen bei der Genauigkeit der Ergebnisse, siehe Info 5 sowie  
die ausführlichen Erläuterungen unter www.destatis.de > Wanderungen.
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burg eine entscheidende Rolle spielen. 
Berlin und insbesondere Nordrhein-
Westfalen waren 2016 bei Umzügen zwi-
schen den Bundesländern beliebte Ziel-
länder für ausländische Personen: Für 
Berlin ergab sich ein Wanderungssaldo – 
also die  Differenz zwischen den Zuzü-
gen und Fortzügen – von 4 500 Personen, 
für Nordrhein-Westfalen ein Saldo von 
21 900 Personen. 

Die höchsten Abwanderungsverluste 
bei Umzügen zwischen den Bundes-
ländern wiesen Thüringen (Saldo: – 7 700 
Personen) und Sachsen-Anhalt (Saldo: 

– 6 900 Personen) auf. In beiden Bundes-
ländern ergab sich sowohl für Deutsche 
als auch für Personen ohne deutsche 
Staatsangehörigkeit ein negativer Wande-
rungssaldo. Allerdings gibt es auch hier 
unterschiedliche Muster für deutsche 
und ausländische Personen: Der Wande-

Dabei verzeichneten Brandenburg, 
Berlin und Schleswig-Holstein im Jahr 
2016 die größten Wanderungsgewinne 
mit Wanderungssalden von 9 900 Personen 
(Brandenburg), 7 900 Personen (Berlin) 
und 6 600 Personen (Schleswig-Holstein). 
Die hohen Zuwanderungsüberschüsse 
von Brandenburg und Schleswig-Hol-
stein sind insbesondere auf Zuzüge von 
Deutschen zurückzuführen. So betrug 
der Wanderungsüberschuss für Zuzüge 
von Deutschen aus anderen Bundes-
ländern nach Brandenburg 13 300 Per-
sonen und nach Schleswig-Holstein 
6 300  Personen. Sachsen verzeichnete 
ebenfalls einen Wanderungsgewinn von 
etwa 6 100  Deutschen. Bereits 2015 wie-
sen Brandenburg und Schleswig-Holstein 
die höchsten Wanderungsgewinne in der 
Binnenwanderung auf. Dabei dürfte die 
Nähe zu Berlin beziehungsweise Ham-

rungsverlust war für Deutsche am höchs-
ten in Nordrhein-Westfalen (– 18 700 Per-
sonen) und für ausländische Personen in 
Mecklenburg-Vorpommern (– 7 900 Per-
sonen). 

Aus historischen Gründen kommt 
den Wanderungsströmen zwischen dem 
früheren Bundesgebiet und den neuen 
Ländern und Berlin-Ost bei der Binnen-
wanderung eine besondere Bedeutung zu. 
Zwischen 1989 und 1991 war eine hohe 
Abwanderung von Ost nach West festzu-
stellen. In den Folgejahren bis 1996 war 
die Entwicklung der Wanderungen zwi-
schen dem früheren Bundesgebiet und 
den neuen Ländern gegenläufig: Die Zu-
züge aus den neuen Ländern verringerten 
sich, die Wanderungen nach Osten stie-
gen an, sodass der Wanderungssaldo 
1997 nur noch 10 400 Personen betrug. 
Ab 1998 begann eine neue Wanderungs-
welle von Ost nach West (Wanderungs-
saldo 2001: 98 000 Personen), die nach 
2001 langsam zurückging. Mit einem Ab-
wanderungsüberschuss von 3 300 Perso-
nen im Jahr 2014 wurde ein bisheriger 
Tiefpunkt beim Ost-West-Wanderungs-
saldo erreicht. Zuletzt wurde jedoch wie-
der ein Anstieg der Umzüge von Ost 
nach West in Relation zu den Umzügen 
von West nach Ost verzeichnet: Im Jahr 
2016 lag der Abwanderungsüberschuss 
bei der Ost-West-Wanderung bei 14 900 
Personen. Dieser Anstieg wurde wieder-
um maßgeblich durch die Binnenwande-
rung der ausländischer Personen geprägt: 
19 000 Zuzügen von ausländischen Perso-
nen in die neuen Länder (ohne Berlin) im 
Jahr 2016 standen 40 300 Fortzüge in die 
alten Bundesländer gegenüber. Bei den 
Deutschen standen 80 100 Zuzügen in die 
neuen Länder (ohne Berlin) 74 000 Fort-
züge in die alten Bundesländer gegen-
über. Somit verzeichneten die neuen 
Bundesländer einen Wanderungsüber-
schuss von etwa 6 100 Deutschen. u Abb 6 

Außenwanderung 
Die Außenwanderung war kurz nach dem 
Zweiten Weltkrieg vor allem durch die 
Aufnahme von Vertriebenen aus den 
 Ostgebieten des ehemaligen Deutschen 

Ab 2000 ohne Berlin.
Die Ergebnisse ab Berichtsjahr 2016 sind nur bedingt mit den Vorjahreswerten vergleichbar und es kommt zu  
Einschränkungen bei der Genauigkeit der Ergebnisse, siehe Info 5 sowie die ausführlichen Erläuterungen unter  
www.destatis.de > Wanderungen.

u Abb 6 Wanderungen zwischen dem früheren Bundesgebiet und  
den neuen Bundesländern sowie Berlin-Ost 1957–2016 — in Tausend 
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Insgesamt
Darunter aus

der ehemaligen 
Sowjetunion ¹ Polen Rumänien

1950 –1959 438 225 13 604 292 157 3 454

1960 –1969 221 516 8 571 110 618 16 294

1970 –1979 355 381 56 583 202 718 71 417

1980 –1989 984 087 176 565 632 803 151 161

1990 –1994 1 291 112 911 473 199 623 171 914

1995 –1999 738 064 718 634 4 455 14 440

2000 – 2004 417 493 413 596 2 382 1 396

2005 –2009 56 783 56 310 319 139

2010 –2014 14 391 14 170 113 101

2015 6 118 6 096 13 7

2016 6 588 6 572 9 7

Reiches und den deutschen Siedlungs-
gebieten im Ausland geprägt. Zwischen 
1950 und 1961 folgte eine Zuwanderung 
aus der ehemaligen DDR: So wurden von 
1950 bis zum Mauerbau am 13. August 
1961 rund 2,6 Millionen Menschen aus 
Ostdeutschland als Übersiedlerinnen und 
Übersiedler im früheren Bundesgebiet 
aufgenommen. Ferner kamen zwischen 
1950 und 2006 rund 4,5 Millionen (Spät-)
Aussiedlerinnen und Aussiedler in das 
frühere Bundesgebiet beziehungsweise 
seit 1990 nach Deutschland. Davon waren 
rund 2,3 Millionen Menschen aus der 
ehemaligen Sowjetunion sowie deren 
Nachfolgestaaten, 1,4 Millionen kamen 
aus Polen und weitere 430 000 aus Ru-
mänien. Im Jahr 1990 wurde mit rund 
397 000 Personen die mit Abstand höchs-
te Zahl von Aussiedlerinnen und Aus-
siedlern aufgenommen. In den folgenden 
Jahren bis 1995 waren es jährlich zwi-
schen 220 000 und 230 000 Personen. 
 Danach gingen die Zahlen stetig zurück. 
Seit 2006 werden weniger als 10 000 Aus-
siedlerinnen und Aussiedler jährlich auf-
genommen. Bei diesem Rückgang dürften 
zum einen geänderte Einreisebedingun-
gen ab 2005 für Spätaussiedlerinnen und 
Spätaussiedler und ihre Familienange-
hörigen eine Rolle spielen. Zum anderen 
gibt es in den Herkunftsländern weniger 
Personen mit Aussiedlerhistorie. u Tab 7 

Durch die Zuwanderung aus dem Os-
ten (aus den früheren deutschen Gebieten 
im Osten, der ehemaligen DDR sowie 
durch Aussiedlerinnen und Aussiedler) 
gab es für die Bundesrepublik Deutsch-
land seit Gründung bis Anfang des neuen 
Jahrtausends einen Zuwanderungsge-
winn von Deutschen. Seit 2005 werden 
allerdings Wanderungsverluste beobach-
tet: Es wandern also mehr Deutsche ins 
Ausland ab, als Deutsche nach Deutsch-
land ziehen. Ein wesentlicher Grund da-
für ist der oben beschriebene Rückgang 
der Spätaussiedlerinnen und Spätaussied-
ler, die nach Deutschland kamen. Zeit-
gleich stiegen die Fortzüge deutscher Per-
sonen ins Ausland. So gab es in den 
1990er-Jahren rund 110 000 Fortzüge von 
Deutschen pro Jahr, im Jahr 2008 lagen 

u Tab 7 Zuzüge von Aussiedlerinnen und Aussiedlern

Seit 1993 einschließlich ausländischer Angehöriger von Aussiedlerinnen und Aussiedlern. 
1 Beziehungsweise Nachfolgestaaten. 
Quelle: Bundesverwaltungsamt
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Jahr 2016 wurden rund 146 000 Zuzüge 
und 281 000 Fortzüge von deutschen Per-
sonen verzeichnet. Hintergrund dieser 
starken Veränderung sind methodische 
Änderungen, wodurch die Zu- und Fort-
züge deutscher Personen, deren bisheri-
ger  beziehungsweise neuer Wohnort 
nicht bekannt war, seit 2016 in der Wan-
derungsstatistik zusätzlich berücksich-

sie bei 175 000 Personen. Allerdings hat 
sich die Abwanderung mit Beginn der Fi-
nanzmarkt- und Wirtschaftskrise im Jahr 
2008 wieder reduziert und blieb bis 2015 
mit jährlich 130 000 bis 140 000 Fortzü-
gen konstant. Demgegenüber standen 
Zuzüge aus dem Ausland von Deutschen 
in der Größenordnung 115 000 bis knapp 
über 120 000 zwischen 2009 und 2015. Im 

Staaten mit 12 800 Personen und Öster-
reich mit 10 300 Personen. u Info 5, Abb 7

Ab Anfang der 1960er-Jahre hatte die 
Zu- und Abwanderung von ausländi-
schen Personen durch die Anwerbung 
ausländischer Gastarbeiter erheblich an 
Bedeutung gewonnen. Die Wanderungs-
ströme ausländischer Staatsangehöriger 
zwischen dem früheren Bundesgebiet 
und dem Ausland verzeichneten ein rela-
tiv hohes Wanderungsvolumen mit jähr-
lich hohen Zu- und Fortzugszahlen. Da-
bei war der Wanderungssaldo zeitweilig 
positiv und zeitweilig negativ und spie-
gelte den Konjunkturverlauf in Deutsch-
land wider. 

Seit Mitte der 1970er-Jahre wird das 
Wanderungsverhalten der Ausländerin-
nen und Ausländer von anderen Faktoren 
beeinflusst, zum Beispiel dem Familien-
nachzug oder der politischen, wirtschaft-
lichen oder sozialen Situation in den Her-
kunftsländern. Insbesondere politische 
Umbrüche, Öffnung von Grenzen sowie 
Krisen können Auswanderungswellen 
nach Deutschland auslösen. Zudem wir-
ken sich Maßnahmen der Bundesregie-
rung zur Steuerung der Wanderungs-
ströme aus. Von besonderer Bedeutung 
sind in diesem Zusammenhang der 1973 
erlassene Anwerbestopp, das Rückkehr-
hilfegesetz von 1983 sowie asylrechtliche 
Neuregelungen wie die Änderung des 
Grundgesetzes (Artikel 16a) im Jahr 1993. 
Diese Regelungen bewirkten zum Beispiel, 
dass Einreisen zum Zweck der Asylsuche 
nach 1993 erheblich zurückgingen. In den 
Jahren 2015 und 2016 wurden auch politi-
sche Maßnahmen ergriffen, die die massi-
ve Zuwanderung von Schutzsuchenden 
zuerst ermöglicht und danach durch das 
EU-Abkommen mit der Türkei oder das 
Aussetzen des Familiennachzugs einge-
dämmt haben. Zunehmend wird die Zu-
wanderung auch durch Beschlüsse auf 
Ebene der Europäischen Union (EU) be-
einflusst, unter anderem durch EU-Erwei-
terungen, Freizügigkeitsregelungen, Ab-
kommen mit Ländern der Europäischen 
Freihandelszone (EFTA-Ländern) oder 
veränderten Visaregelungen. Dies zeigt 
sich beispielsweise im Anstieg der Zuzüge 

tigt werden (siehe Info 5). Rechnet man 
diese Effekte heraus, werden 2016 sowohl 
bei den Zuzügen (115 000 Personen) als 
auch bei den Fortzügen (131 000 Perso-
nen) keine wesentlichen Veränderungen 
gegenüber den Vorjahren verzeichnet. 
Hauptzielländer von auswandernden 
Deutschen waren im Jahr 2016 die Schweiz 
mit 17 700 Personen, die Vereinigten 

u Info 5 
Methodische Hinweise zu den Ergeb-
nissen der Wanderungsstatistik 2016

Die Ergebnisse der Wanderungsstatistik ab 
Berichtsjahr 2016 sind aufgrund metho-
discher Änderungen, technischer Weiter-
entwicklungen der Datenlieferungen aus dem 
Meldewesen an die Statistik sowie der Um-
stellung auf ein neues statistisches Auf-
bereitungsverfahren nur bedingt mit den Vor-
jahreswerten vergleichbar. Insbesondere 
werden seit dem 1. Januar 2016 Zu- und 
Fortzüge von Deutschen von beziehungs-
weise nach »unbekannt / ohne Angabe« in der 
Wanderungsstatistik unter der Außenwande-
rung verbucht. Zuvor blieben sie weitgehend 
unberücksichtigt. Daher werden Meldungen 
von Personen, die zuvor »nach unbekannt« 
abgemeldet waren und sich wieder an-
melden, statistisch nur dann als Zuzug »von 
unbekannt« verarbeitet, wenn die vorherige 
Abmeldung »nach unbekannt« in der Statistik 
berücksichtigt wurde (das heißt seit 2016 
stattfand). Da im Gegenzug alle Abmeldungen 
von Deutschen »nach unbekannt« ohne Ein-
schränkung berücksichtigt wurden, wird eine 
zu niedrige Zahl von Anmeldungen »von un-
bekannt« im Verhältnis zu den Abmeldungen 
»nach unbekannt« und somit eine erhöhte 
Nettoabwanderung von deutschen Personen 
nachgewiesen. Dieser methodisch unver-
meidbare Effekt trifft insbesondere auf die 
Ergebnisse 2016 zu und dürfte in den Folge-
jahren nachlassen. Die sonstigen Ergebnisse 
zur Außenwanderung von Deutschen nach 
Herkunfts- / Zielländern sind von dieser metho-
dischen Änderung nicht betroffen.

Darüber hinaus kommt es zu Einschränkun-
gen bei der Genauigkeit der Ergebnisse. 
 Diese können zum einen aus der erhöhten 
Zuwanderung und den dadurch bedingten 
Problemen bei der melderechtlichen Er-
fassung Schutzsuchender resultieren. Zum 
anderen handelt es sich um Folgeprobleme, 
die sich nach den technischen Umstellungen 
in den Datenlieferungen aus dem Melde-
wesen und im neuen statistischen Aufberei-
tungsverfahren ergaben.

Ausführliche methodische Erläuterungen  
finden sich unter www.destatis.de  
> Wanderungen.

u Abb 7 Wanderungen zwischen Deutschland und dem Ausland 1954–2016  
— in Tausend 

Von 1954 bis 1956: ohne Saarland.
Von 2008 bis 2010: Die den Wanderungsdaten zugrunde liegenden Meldungen der  Meldebehörden enthalten  
zahlreiche Melderegisterbereinigungen, die infolge der Einführung  der persönlichen Steuer-Identifikationsnummer 
 durchgeführt worden sind.
Die Ergebnisse ab Berichtsjahr 2016 sind nur bedingt mit den Vorjahreswerten vergleichbar und  es kommt zu  
Einschränkungen bei der Genauigkeit der Ergebnisse, siehe Info 5 sowie die ausführlichen Erläuterungen unter  
www.destatis.de > Wanderungen.
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aus Ländern, die 2004, 2007 beziehungs-
weise 2013 der EU beigetreten sind (siehe 
Kapitel 11.1, Seite 414, Abb 1). Auch 
 haben 2011 – nach Ablauf der letzten Ein-
schränkungen zum Arbeitsmarktzugang 
für die 2004 beigetretenen Länder – die 
Zuzüge von dort stark zugenommen. Das 
gleiche gilt seit 2013 für Rumänien und 
Bulgarien.

Im Jahr 1992 hatte die Zuwanderung 
ausländischer Staatsangehöriger mit 
1,2 Millionen Personen einen ersten Hö-
hepunkt erreicht. Gründe waren die Öff-
nung der Grenzen zu Osteuropa und die 
Flucht vieler Menschen vor dem Bürger-
krieg im ehemaligen Jugoslawien. Danach 
war die Tendenz mit einigen Schwankun-
gen bis 2006 eher rückläufig. So kamen 
2006 rund 558 000 Menschen nach 
Deutschland. In den Folgejahren stieg die 
Zuwanderung wieder erheblich an. Infol-
ge der Wirtschaftskrise in den südeuropä-
ischen Ländern sowie des Beitritts vieler 
osteuropäischer Länder zur EU 2004 be-
ziehungsweise 2007 nahm die Zuwande-
rung aus diesen Ländern sprunghaft zu. 
Ab 2014 kam infolge der temporären Öff-
nung der Grenzen (Balkanroute) der 
Strom von Schutzsuchenden aus den von 
Krieg gezeichneten Ländern (vor allem 
Syrien, Afghanistan, Irak) dazu. So wur-
den im Jahr 2014 rund 1,3 Millionen Zu-
züge ausländischer Personen verzeichnet 
und im Jahr 2015 wurde mit über 2 Milli-
onen Zuzügen der bisherige höchste 
Stand erreicht. Rund 43 % der Personen 
(865 000) kamen dabei aus der EU, 41 % 
(833 700 Personen) aus dem außereuropä-
ischen Ausland und 14 % aus einem sons-
tigen Land aus Europa (284 900 Perso-
nen). Eine große Rolle bei diesem Anstieg 
dürfte die Zuwanderung von Schutz-
suchenden spielen (Syrien: 326 000 Zuzü-
ge; Afghanistan: 94 600; Irak: 71 700). Im 
Jahr 2016 war die Zuwanderung von 
Nichtdeutschen wieder leicht rückläufig, 
allerdings mit über 1,7 Millionen Zuzü-
gen immer noch auf einem sehr hohen 
Niveau. Die Haupt herkunftsländer 2016 
waren Rumänien (212 200 Zuzüge), Polen 
(159 400 Zuzüge) und Syrien (155 200 Zu-
züge). u Info 6

Staaten mit 12 800 Personen und Öster-
reich mit 10 300 Personen. u Info 5, Abb 7

Ab Anfang der 1960er-Jahre hatte die 
Zu- und Abwanderung von ausländi-
schen Personen durch die Anwerbung 
ausländischer Gastarbeiter erheblich an 
Bedeutung gewonnen. Die Wanderungs-
ströme ausländischer Staatsangehöriger 
zwischen dem früheren Bundesgebiet 
und dem Ausland verzeichneten ein rela-
tiv hohes Wanderungsvolumen mit jähr-
lich hohen Zu- und Fortzugszahlen. Da-
bei war der Wanderungssaldo zeitweilig 
positiv und zeitweilig negativ und spie-
gelte den Konjunkturverlauf in Deutsch-
land wider. 

Seit Mitte der 1970er-Jahre wird das 
Wanderungsverhalten der Ausländerin-
nen und Ausländer von anderen Faktoren 
beeinflusst, zum Beispiel dem Familien-
nachzug oder der politischen, wirtschaft-
lichen oder sozialen Situation in den Her-
kunftsländern. Insbesondere politische 
Umbrüche, Öffnung von Grenzen sowie 
Krisen können Auswanderungswellen 
nach Deutschland auslösen. Zudem wir-
ken sich Maßnahmen der Bundesregie-
rung zur Steuerung der Wanderungs-
ströme aus. Von besonderer Bedeutung 
sind in diesem Zusammenhang der 1973 
erlassene Anwerbestopp, das Rückkehr-
hilfegesetz von 1983 sowie asylrechtliche 
Neuregelungen wie die Änderung des 
Grundgesetzes (Artikel 16a) im Jahr 1993. 
Diese Regelungen bewirkten zum Beispiel, 
dass Einreisen zum Zweck der Asylsuche 
nach 1993 erheblich zurückgingen. In den 
Jahren 2015 und 2016 wurden auch politi-
sche Maßnahmen ergriffen, die die massi-
ve Zuwanderung von Schutzsuchenden 
zuerst ermöglicht und danach durch das 
EU-Abkommen mit der Türkei oder das 
Aussetzen des Familiennachzugs einge-
dämmt haben. Zunehmend wird die Zu-
wanderung auch durch Beschlüsse auf 
Ebene der Europäischen Union (EU) be-
einflusst, unter anderem durch EU-Erwei-
terungen, Freizügigkeitsregelungen, Ab-
kommen mit Ländern der Europäischen 
Freihandelszone (EFTA-Ländern) oder 
veränderten Visaregelungen. Dies zeigt 
sich beispielsweise im Anstieg der Zuzüge 

Die Abwanderung von Ausländerin-
nen und Ausländern erreichte 1993 mit 
711 000 Personen einen ersten Höhe-
punkt. Danach war die Tendenz bis 2007 
rückläufig, abgesehen von einem vorü-
bergehenden Anstieg in den Jahren 1997, 
1998 und 2004 infolge der Rückkehr 
 bosnischer Bürgerkriegsflüchtlinge.

Die Fortzugszahlen zwischen 2008 
und 2010 sind durch bundesweite Berei-
nigungen der Melderegister überhöht 
und mit den Vor- und Folgejahren nicht 
vergleichbar. Die Bereinigungen führten 
zu zahlreichen Abmeldungen von Amts 
wegen, die sich in den Fortzugszahlen 
niedergeschlagen haben.

Seit 2011 steigt die Zahl der Fortzüge 
von Ausländerinnen und Ausländern 
wieder an und lag 2016 bei 1 084 000 Fäl-
len. Da viele Zugewanderte, vor allem aus 
der EU, nicht dauerhaft in Deutschland 
bleiben und nach einer kürzeren oder 
längeren Zeit in ihr Herkunftsland zu-
rückkehren beziehungsweise in ein ande-
res Land weiterziehen, geht eine hohe Zu-
wanderung zeitversetzt mit einer hohen 
Abwanderung einher. 

Der Wanderungssaldo war seit Beginn 
der Statistik in den 1950er-Jahren über-
wiegend positiv. Lediglich in konjunktu-
rell schlechten Zeiten der 1960er- und 
1970er-Jahre, in der Zeit des Rückkehr-

u Info 6  
Erfassung der Schutzsuchenden  
in der Wanderungsstatistik

Schutzsuchende Personen sind grundsätz-
lich meldepflichtig, sobald sie in Deutsch-
land angekommen sind, und damit grund-
sätzlich bei ihrer Ankunft in Deutschland  
in der Wanderungsstatistik enthalten. Der 
Status als Schutzsuchende beziehungs-
weise Schutzsuchender wird in der Wande-
rungsstatistik nicht erfasst. Im Herbst 2015 
konnten allerdings nicht alle Schutzsuchen-
den zeitnah erfasst werden und  wurden 
 teilweise nacherfasst. Zur Abschätzung der 
Wanderungsbewegungen von Schutzsuchen-
den werden die Wanderungsfälle von Staats-
angehörigen von Staaten mit einem hohen 
Anteil an Schutzsuchenden wie Syrien oder 
Irak betrachtet. 
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1.1.4 Auswirkungen des 
 demografischen Wandels 
Ein Vergleich des Altersaufbaus der Be-
völkerung im Jahr 2016 und im Jahr der 
deutschen Vereinigung 1990 zeigt an-
schaulich, dass sich Deutschland bereits 
mitten im demografischen Wandel befin-
det. Zwischen 1990 und 2011 hat die Zahl 
der Geborenen fast stetig abgenommen. 
Seit 2012 nahmen die Geburten zwar et-
was zu, die jüngeren Jahrgänge sind aber 
immer noch relativ gering besetzt. Die 
stark besetzten Jahrgänge der 1950er- 
und 1960er-Jahre sind in das höhere 
 Erwerbsalter gekommen. Die Anzahl der 
ab 70-Jährigen ist von 8,1 Millionen auf 
12,9 Millionen Personen gestiegen. Das 
Medianalter – also das Alter, das die Be-
völkerung in eine jüngere und eine  ältere 
Hälfte teilt – hat sich infolgedessen um 
acht Jahre von 37 auf 45 Jahre erhöht. 
Gleichzeitig ist die »Bevölkerungspyra-
mide« symmetrischer geworden. Insbe-
sondere bei den oberen Altersklassen 
macht sich bemerkbar, dass mittlerweile 
nicht nur Frauen, sondern auch Männer 
ein höheres Lebensalter erreichen. Der 
aktuelle Altersaufbau wird für die künf-
tige Bevölkerungsentwicklung – trotz 
Zuwanderung und Geburtenanstieg der 
letzten Jahre – große Herausforderungen 
für Wirtschaft und soziale Sicherungs-
systeme mit sich bringen. 

Eine Vorstellung darüber, wie sich 
die Bevölkerung künftig entwickeln 
wird, kann mithilfe von Bevölkerungs-
vorausberechnungen gewonnen wer-
den. u Info 7

Eine aktualisierte Variante der 13. ko-
ordinierten Bevölkerungsvorausberech-
nung geht vom Bevölkerungsstand am 
Ende des Jahres 2015 aus und nimmt 
auch eine kontinuierliche demografische 
Entwicklung an. Im Einzelnen beruht sie 
auf den folgenden Hypothesen: 
· zusammengefasste Geburtenziffer von 

1,5 Kindern je Frau bei einem steigen-
den durchschnittlichen Alter der Frau 
bei der Geburt des ersten Kindes, 

· Zunahme der Lebenserwartung um 
6,5 Jahre bei Männern beziehungswei-
se 5,5 Jahre bei Frauen,

hilfegesetzes in den 1980er-Jahren und 
nach Kriegsende in Bosnien 1997/1998  
fiel der Saldo negativ aus. Die bis dahin 
höchsten Wanderungsüberschüsse (mehr 
als 600 000 Personen Zugewinn pro Jahr) 
wurden zur Zeit der Wende im ehema-
ligen Ostblock und des jugoslawischen 
Bürgerkrieges zwischen 1989 und 1992 
verzeichnet – als Folge der hohen Zu-
wanderung in diesen Jahren. Seit 2011 
werden wieder hohe Wanderungsüber-
schüsse mit einem Höchstwert im Jahr 
2015 verzeichnet (2014: + 577 000 Perso-
nen; 2015: + 1 157 000; 2016: + 635 000).

· Abflachen der anfangs sehr hohen jähr-
lichen Nettozuwanderung von 750 000 
Personen auf 200 000 Personen inner-
halb von fünf Jahren bis zum  
Jahr 2021; Wanderungssaldo anschlie-
ßend bei 200 000 Personen pro Jahr.

Trotz einer verbesserten Ausgangslage, die 
durch den bereits vorangeschrittenen de-
mografischen Wandel, eine starke Netto-
zuwanderung und gestiegene Geburten-
zahlen bedingt ist, ist ein Bevölkerungs-
rückgang in Deutschland auf lange Sicht 
kaum zu vermeiden. Die wesentliche Ur-
sache des Bevölkerungsrückgangs – weni-
ger Neugeborene als Sterbefälle – besteht 
weiter fort und wird sich langfristig noch 
stärker als in der Vergangenheit auswirken. 

Die Zahl der Geborenen wird voraus-
sichtlich bis zum Jahr 2020 stabil bleiben. 
Dafür sorgt eine derzeit günstige Alters-
struktur in Bezug auf potenzielle Mütter: 
Die  relativ gut besetzten 1980er-Jahrgän-
ge (Kinder der sogenannten Babyboom- 
Generation) sind noch einige Jahre im 
 Alter von Mitte 20 bis Mitte 30, in dem die 
Geburtenhäufigkeit besonders hoch ist. 
Anschließend wird aber die Zahl der po-
tenziellen Mütter deutlich sinken, da die 
schwach besetzten Jahrgänge der 1990er-
Jahre dieses wichtige gebärfähige Alter 
erreichen werden. Die Zahl der Gebore-
nen wird dadurch auch bei einer stabilen 
Geburtenziffer zurückgehen und im Jahr 
2060 voraussichtlich gut 600 000 betragen. 

Die Zahl der Sterbefälle wird dagegen 
steigen, da die geburtenstarken Jahrgän-
ge, die heute im mittleren Alter sind, im 
Vorausberechnungszeitraum in das hohe 
Alter aufrücken, in dem die Sterblichkeit 
natürlicherweise größer ist. Diesem Effekt 
der aktuellen Altersstruktur steht die zu-
nehmende Lebenserwartung der Bevöl-
kerung gegenüber. Sie verlangsamt den 
Anstieg der Sterbefälle. Die Zahl der Ge-
storbenen wird demnach von 925 000 im 
Jahr 2015 auf fast 1,1 Millionen Personen 
Anfang der 2050er-Jahre steigen und an-
schließend bis zum Jahr 2060 auf etwa 
1,05 Millionen Personen sinken. 

Das Geburtendefizit wird sich infolge 
dieser Entwicklung der Geburten und 
Sterbefälle erheblich vergrößern. Im Jahr 

u Info 7  
Bevölkerungsvorausberechnung

Die langfristigen Bevölkerungsvorausberech-
nungen zeigen, wie sich Bevölkerungszahl 
und -struktur unter bestimmten Annahmen 
zum Geburtenverhalten, zur Sterblichkeit  
und zu den Wanderungen entwickeln werden. 
Sie liefern somit »Wenn-dann-Aussagen«  
und helfen, den Einfluss der demografischen 
Prozesse auf die Bevölkerungsdynamik zu 
verstehen. 

Da sich demografische Prozesse nur sehr all-
mählich vollziehen, entfaltet sich das volle 
Ausmaß ihres Einflusses erst nach mehreren 
Jahrzehnten. Deshalb kann eine Bevölke-
rungsvorausberechnung nur dann ihren Zweck 
erfüllen, wenn sie entsprechend lange Zeit-
räume umfasst. Um neuere Entwicklungen 
zu berücksichtigen, aktualisieren die statisti-
schen Ämter ihre Bevölkerungsvorausberech-
nungen regelmäßig. 

In der Regel werden mehrere Varianten der 
künftigen Entwicklung berechnet. Damit 
 werden einerseits unterschiedliche Tenden-
zen in den demografischen Prozessen be-
rücksichtigt und andererseits Unsicherheiten 
der Zukunftsannahmen verdeutlicht.

Eine ausführliche Darstellung der Annahmen 
und Ergebnisse der 13. koordinierten Be-
völkerungsvorausberechnung sowie der auf 
Basis des Jahres 2015 aktualisierten Rech-
nung (Variante 2A »Kontinuierliche Entwick-
lung bei stärkerer Zuwanderung«) ist unter 
www.destatis.de abrufbar. Die Veränderun-
gen im Altersaufbau der Bevölkerung werden 
anhand der animierten Bevölkerungspyra-
miden veranschaulicht. Die interaktive An-
wendung bietet auch die Möglichkeit, die 
Ver änderungen gleichzeitig in drei verschie-
denen Bundesländern zu verfolgen. 

Die 14. koordinierte Bevölkerungsvoraus-
berechnung ist für 2019 geplant.
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2015 betrug es 188 000 Personen. Es wird 
sich bis 2060 auf gut 400 000 Personen 
mehr als verdoppeln. Die Nettozuwande-
rung wird diese immer stärker aufklaf-
fende Lücke auf Dauer kaum schließen 
können und die Bevölkerungszahl wird 
ab den 2030er-Jahren spürbar sinken.

Die Relation zwischen Alt und Jung 
wird sich stark verändern. Ende 2015 
 waren noch 18 % der Bevölkerung jünger 
als 20 Jahre und auf die 65-Jährigen und 
Älteren entfielen 21 %. Die Personen im 
sogenannten Erwerbsalter (hier von 20 
bis 64 Jahre, siehe Info 3) stellten 61 % der 
Bevölkerung. Im Jahr 2060 werden dage-
gen 17 % unter 20 Jahre alt sein und 31 % 
65 Jahre oder älter. Im Erwerbsalter wird 
sich dann nur etwa die Hälfte der Bevöl-
kerung (52 %) befinden. 

Die Gesamtzahl der unter 20-Jährigen 
war im Ausgangsjahr 2015 mit 15,1 Milli-
onen Kindern und Jugendlichen nahezu 
um 2,6 Millionen geringer als noch vor 
20 Jahren (1995: 17,6 Millionen Personen). 
Sie wird bis zum Jahr 2060 bei einer kon-
tinuierlichen demografischen Entwick-
lung auf 13,2 Millionen sinken. Die An-
zahl der Kinder unter 6 Jahren wird von 
der Geburtenentwicklung bestimmt. Sie 
wird von 4,3 Millionen Kindern im Jahr 
2015 bis Anfang der 2020er-Jahre voraus-
sichtlich auf 4,6 Millionen zu nehmen 
und dann allmählich bis 2040 auf 3,9 Mil-
lionen Kinder abnehmen und anschlie-
ßend relativ stabil bleiben. Die Anzahl 
der 6- bis 17-Jährigen wird von 9 Millio-
nen im Jahr 2015 bis Anfang der 2030er-
Jahre um etwa 400 000 junge Menschen 
steigen und anschließend bis 2050 auf 
8 Millionen sinken. 

Die Bevölkerungszahl im erwerbs-
fähigen Alter (hier: von 20 bis 64 Jahren) 
wird in den nächsten Jahrzehnten vo-
raussichtlich fast kontinuierlich abneh-
men. Denn die stark besetzten Jahrgänge 
der Babyboomer, die derzeit die ältere 
Hälfte der Bevölkerung im Erwerbsalter 
stellen, werden in den kommenden zwei 
Jahrzehnten schrittweise aus dem Er-
werbsleben ausscheiden. Ihnen folgen 
dann die deutlich geringer besetzten Ge-
burtsjahrgänge der 1970er- und 1980er-

Jahre. Im Jahr 2015 waren 49,8 Millionen 
Menschen im Alter zwischen 20 und 
64  Jahren. Ihre Zahl wird demnach ab 
2020 deutlich zurückgehen und 2035 
etwa 44 Millionen Personen betragen. Im 
Jahr 2060 werden dann etwa 40 Millio-
nen Menschen im Erwerbsalter sein 
(– 20 %). Wird das Erwerbsalter mit 67 
statt mit 65 Jahren abgegrenzt, so werden 
2035 noch etwa 46 Millionen Personen 
und 2060 noch knapp 42 Millionen Per-
sonen dazugehören. Das wären 2060 
dann rund 2 Millionen Personen mehr 
als bei der Altersgrenze 65 Jahre.

Die Anzahl der ab 65-Jährigen wird 
besonders deutlich in den kommenden 
Jahrzehnten bis zum Jahr 2036 wachsen. 
Bei einer kontinuierlichen demografi-
schen Entwicklung entsprechend den ge-
troffenen Annahmen wird sie 2037 gut 
23,5 Millionen Personen betragen und 
damit um etwa 36 % höher sein als im 
Jahr 2015 (17,3 Millionen Personen). Zwi-
schen 2036 und 2060 wird diese Alters-
gruppe – trotz einer voraussichtlich sin-
kenden Zahl der Gesamtbevölkerung – 
fast unverändert bleiben.

Die Entwicklungen bei den 65- bis 
79-Jährigen und bei den ab 80-Jährigen 
unterscheiden sich indessen deutlich. Die 
jüngere Seniorengruppe wird vor allem 
zwischen 2025 und 2035 deutlich wach-
sen, bis die stark besetzten Jahrgänge 
 allmählich ins höhere Alter wechseln. 
Die Zahl der Hochbetagten – also der ab 
80-Jährigen – wird dagegen fast kontinu-
ierlich bis 2050 zunehmen. Um 2050 wird 
sie ihr Höchstniveau mit knapp 10 Milli-
onen Personen erreichen. Dann wird sie 
mehr als doppelt so groß sein wie im Jahr 
2015 (4,7 Millionen Menschen). 

Der Bevölkerung im Erwerbsalter 
werden künftig immer mehr Senioren ge-
genüberstehen. Im Jahr 2015 entfielen  
auf 100 Personen im Erwerbsalter (20 bis 
64 Jahre) 35 Ältere (65 oder mehr Jahre). 
Im Jahr 2060 werden es bei einer konti-
nuierlichen demografischen Entwicklung 
60 ältere Menschen sein. 

Eine Heraufsetzung des Rentenein-
trittsalters auf 67 Jahre bedeutet weniger 
Menschen im Renten- und mehr im Er-

werbsalter, das dann von 20 bis 66 Jahren 
reicht. Die Anhebung führt damit zu 
 einem niedrigeren Altenquotienten im 
Jahr 2060 von 52. 

Der Jugendquotient (siehe Info 3) wird 
im Vorausberechnungszeitraum zwischen 
29 und 32 liegen.

Der Gesamtquotient – als Summe des 
Jugend- und Altenquotienten – wird un-
ter Voraussetzung einer stabilen Gebur-
tenrate von der Entwicklung des Alten-
quotienten dominiert. Unter den getrof-
fenen Annahmen wird er von 65 im Jahr 
2015 bis zum Jahr 2036 auf 87 steigen, 
sich danach bis Mitte der 2040er-Jahre 
stabilisieren und anschließend bis zum 
Jahr 2060 auf 93 klettern. 

Die 13. koordinierte Bevölkerungs-
vorausberechnung zeigt, dass die Alte-
rung der Bevölkerung in den nächsten 
Jahrzehnten unabwendbar ist. Die aktu-
elle Altersstruktur führt dazu, dass ab 
Mitte der 2020er-Jahre immer mehr 
Menschen im Rentenalter verhältnis-
mäßig schwach besetzten Jahrgängen im 
Erwerbsalter gegenüberstehen. Im Jahr 
2030 werden die Angehörigen des Jahr-
gangs 1964, des geburtenstärksten Jahr-
gangs der Nachkriegszeit, 66 Jahre alt. 
Von diesen Veränderungen werden viele 
Lebensbereiche betroffen sein. Sie werden 
nicht erst in 50 Jahren spürbar sein, son-
dern auch schon in den nächsten zwei 
Jahrzehnten eine große Herausforderung 
darstellen.
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Wie viele Menschen mit ausländischen 
Wurzeln leben in Deutschland? Welche 
Auswirkungen hat die Einwanderung auf 
die Bevölkerungsstruktur? Wo gelingt 
die Integration dieser Menschen und wo 
gibt es Nachholbedarf? Um den Blick auf 
diese Fragen zu richten, verwendet die 
amtliche Statistik seit 2005 das Konzept 
der »Bevölkerung mit Migrationshinter-
grund«. Es umfasst Menschen, die nicht 
als deutsche Staatsbürger in Deutschland 
geboren sind oder bei denen mindestens 
ein Elternteil nicht als deutscher Staats-
bürger in Deutschland geboren wurde. 
Das betrifft alle Ausländerinnen und Aus-
länder, alle Eingebürgerten, alle (Spät-)
Aussiedlerinnen und (Spät-)Aussiedler so-
wie die mit deutscher Staatsangehörigkeit 
geborenen Kinder dieser drei Gruppen. 
Damit wird die zuvor verwendete Unter-
scheidung nach deutscher und ausländi-
scher Bevölkerung stärker differenziert. 
Diese Unterscheidung wurde notwendig, 
weil es mehrere Gruppen gibt, die zwar 
die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen, 
jedoch Wurzeln im Ausland haben:
· Seit 1950 hat Deutschland insgesamt 

gut 4,5 Millionen Aussiedlerinnen und 
Aussiedler sowie Spätaussiedlerinnen 
und Spätaussiedler aufgenommen, da-
runter allein von 1988 bis 1999 mehr 
als 2,6 Millionen. 

· Seit 1950 wurden in Deutschland mehr 
als 5,5 Millionen Menschen eingebürgert. 
Im Zeitraum von 1990 bis 2007 erfolgten 
insgesamt knapp 3,5 Millionen Einbür-
gerungen; das sind durchschnittlich über 
192 000 pro Jahr. Danach schwankte 
die jährliche Zahl von Einbürgerungen 
zwischen 95 000 und 112 000.

· Seit 2000 wurden 551 000 sogenannte 
»Optionskinder« geboren, die über die 
deutsche Staatsangehörigkeit verfügen, 
obwohl dies bei beiden Elternteilen 
nicht der Fall ist. 

· Laut Mikrozensus hatte im Jahr 2017 
mehr als jedes dritte der 755 000 Neuge-
borenen Eltern(teile) mit ausländischen 
Wurzeln. Das waren 303 000 Babys, von 
denen geschätzt 214 000 mit deutscher 
Staatsangehörigkeit geboren wurden. 

Eine reine Auswertung der Staatsan-
gehörigkeit würde diese Bevölkerungs-
gruppen unsichtbar bleiben lassen. Durch 
das Konzept des Migrationshintergrunds 
können für diese Menschen zum Beispiel 
die demografischen Merkmale erfasst und 
ihre Integration in die deutsche Gesell-
schaft analysiert werden. u Info 1

1.2.1 Historische Entwicklung  
der Zuwanderung
Im Jahr 2017 lebten in Deutschland 
19,3 Millionen Menschen mit einem Mi-
grat ionshintergrund, davon waren 
6,1 Millionen Menschen, die in Deutsch-
land geboren sind und 13,2 Millionen 
Zuwanderinnen und Zuwanderer. Diese 
Personen sind im Ausland geboren und 
im Lauf ihres Lebens nach Deutschland 
zugewandert; daher besitzen sie eigene 
Migrationserfahrung. Die Zuwanderung 
nach Deutschland begann bereits Anfang 
der 1950er-Jahre mit dem Zuzug von 
Aussiedlerinnen und Aussiedlern. Diese 
Menschen sind Angehörige deutscher 
Minderheiten aus mehreren Ländern 
Mittel- und Osteuropas und teilweise 
Zentralasiens, darunter vor allem aus den 
Gebieten der ehemaligen Sowjetunion so-
wie aus Polen und Rumänien. Sie sind 
Nachkommen von Deutschen, die vor 
mehreren Jahrhunderten in diese Länder 
ausgewandert waren und dort über Gene-
rationen hinweg ihre Sprache und Kultur 
beibehalten hatten. Die Bundesrepublik 
Deutschland hatte 1953 mit dem Bundes-
vertriebenengesetz eine rechtliche Grund-
lage für die Rückkehr dieser Menschen 
geschaffen. Von 1950 bis 2017 kamen mehr 
als 4,5 Millionen (Spät-)Aussiedlerinnen 
und (Spät-)Aussiedler, der Großteil von 
1985 bis 2004. 

Die Ankunft der Gastarbeiterinnen 
und Gastarbeiter in den 1950er- und 
1960er-Jahren unter anderem aus Italien, 
Spanien, Griechenland, der Türkei, Por-
tugal und dem ehemaligen Jugoslawien 
war das zweite bedeutsame Ereignis in 
der Zuwanderungsgeschichte Deutsch-
lands. Durch die lange Aufenthaltsdauer 
dieser Menschen sind aus dieser Zuwan-

1.2  
Bevölkerung  
mit Migrations- 
 hintergrund
Florian Göttsche

Statistisches Bundesamt 
(Destatis)
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derung in der Zwischenzeit neue Genera-
tionen entstanden. Ehemalige Gastarbei-
terinnen und Gastarbeiter haben in 
Deutschland Kinder und teilweise sogar 
bereits Enkel bekommen. Daher bilden 
auch heute noch Menschen mit Wurzeln 
in diesen sogenannten Gastarbeiter-An-
werbeländern eine sehr bedeutende 
Gruppe der Bevölkerung mit Migrations-
hintergrund in Deutschland (6,6 Millio-
nen Menschen). 

Die Europäische Union (EU) war für 
die Bundesrepublik Deutschland schon 
immer eine der wichtigsten Herkunftsre-
gionen der Zuwanderinnen und Zuwan-
derer. Beispielsweise konnte auch in jün-
gerer Vergangenheit auf dem Höhepunkt 
der Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise 
2008/2009 ein verstärkter Zuzug über-
durchschnittlich gut gebildeter Personen 
aus den betroffenen Krisenländern wie 
Spanien registriert werden. Zusammen 
5,1 Millionen der insgesamt 13,2 Millio-
nen in Deutschland lebenden Zuwande-
rinnen und Zuwanderer kamen aus einem 
Mitgliedstaat der EU. Es ist sinnvoll, die 
Zuwanderung aus EU-Mitgliedstaaten 
danach zu unterscheiden, in welchem 
Jahr der EU-Beitritt erfolgte (siehe hierzu 
Kapitel 11.1, Seite 414, Abb 1). Grund da-
für ist, dass die 3,4 Millionen Zuwande-
rer aus den seit 2004 beigetretenen EU-
Mitgliedstaaten für die Einwanderung in 
Deutschland bedeutsamer sind und einer 
größeren Dynamik unterliegen als die 
1,7 Millionen Zuwanderer aus den alten 
Mitgliedstaaten. Europa als Kontinent – 
das heißt die EU-Staaten und die sonsti-
gen europäischen Staaten – ist weiterhin 
die wichtigste Herkunftsregion der 
 Zuwanderinnen und Zuwanderer in 
Deutschland. Rund 67 % der insgesamt 
13,2 Millionen Menschen dieser Perso-
nengruppe stammten aus einem europä-
ischen Staat.

Seit dem Jahr 2014 rückte der Zuzug 
von Schutzsuchenden stark in den Fokus 
des öffentlichen Interesses. Diese Perso-
nengruppe kommt insbesondere aus den 
Staaten des Nahen und Mittleren Ostens 
(zum Beispiel Syrien, Iran, Irak) und Nord-

u Info 1  
Definition des Migrationshintergrunds

Der Migrationsstatus einer Person wird aus ihren persönlichen Merkmalen zu Zuzug, Einbürge-
rung und Staatsangehörigkeit bestimmt sowie aus den entsprechenden Merkmalen ihrer Eltern. 
Beim Nachweis des Migrationsstatus wird zwischen Menschen mit und ohne Migrationshintergrund 
unterschieden. 

Angaben zur Bevölkerung mit Migrationshintergrund ermöglicht seit 2005 der Mikrozensus 
durch einen erweiterten Fragenkatalog. Hierbei handelt es sich um Personen, die entweder selbst 
nicht mit deutscher Staatsangehörigkeit geboren sind oder aber mindestens einen Elternteil  
haben, der nicht mit deutscher Staatsangehörigkeit geboren wurde. Daher haben folgende Perso-
nengruppen nach dieser Definition einen Migrationshintergrund:

 ‧ Ausländerinnen und Ausländer
 ‧ Eingebürgerte
 ‧ (Spät-)Aussiedlerinnen und (Spät-)Aussiedler
 ‧ Kinder dieser drei Gruppen

 
Dies bedeutet, dass in Deutschland geborene Deutsche einen Migrationshintergrund haben können, 
wenn wenigstens ein Elternteil ausländisch, eingebürgert oder (Spät-)Aussiedler ist. Dieser Migra-
tionshintergrund leitet sich dann ausschließlich aus den Eigenschaften der Eltern ab. Die Betroffenen 
können diesen Migrationshintergrund aber nicht an ihre Nachkommen »vererben«, weil sie selbst 
mit deutscher Staatsangehörigkeit geboren sind. 

Die deutsche Staatsangehörigkeit wird im Regelfall kraft Gesetzes, ohne Antrag oder behördliches 
Zutun mit der Geburt erworben. Dies gilt für Kinder eines deutschen Elternteils (sogenanntes  
Abstammungs- oder ius-sanguinis-Prinzip) und für in Deutschland geborene Kinder ausländischer 
Eltern, wenn wenigstens ein Elternteil zum Zeitpunkt der Geburt des Kindes zum Daueraufenthalt  
in Deutschland berechtigt ist und sich seit mindestens acht Jahren rechtmäßig im Inland aufhält (soge-
nanntes Territorial- oder ius-soli-Prinzip).

Seit dem Jahr 2000 erwerben »ius-soli-Kinder« – auch Optionskinder genannt – mit der Geburt 
die deutsche Staatsangehörigkeit, wenn ein Elternteil seit acht Jahren in Deutschland gelebt hat 
und zum Zeitpunkt der Geburt ein unbefristetes Aufenthaltsrecht besitzt. Daneben haben sie die 
ausländische Staatsbürgerschaft ihrer Eltern, also eine doppelte Staatsbürgerschaft. Mit Erreichen 
der Volljährigkeit mussten sie sich jedoch früher bis zu ihrem 23. Geburtstag für eine Staats-
bürgerschaft entscheiden (Optionspflicht). Im Jahr 2014 wurde die Optionspflicht neu geregelt.  
Die Regelungen zum Erwerb der Staatsangehörigkeit selbst bleiben unverändert, es entfällt jedoch 
die Optionspflicht für in Deutschland aufgewachsene ius-soli-Kinder, das heißt, diese Kinder müssen 
sich nicht mehr für eine Staatsangehörigkeit entscheiden.
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66,4 Millionen Menschen um rund 6 % auf 
62,5 Millionen Menschen zurück. u Abb 1

Von 2005 bis 2010 war die Zahl der zu-
gewanderten Ausländerinnen und Aus-
länder nahezu unverändert. Danach stieg 
sie infolge der hohen Nettozuwanderung 
ab 2011 vor allem aus den Staaten der EU-
Osterweiterung und aus den sogenannten 
Euro-Krisenländern (beispielsweise Spa-
nien) an. Die hohe Zuwanderung von 
Schutzsuchenden ab 2014 gab dieser Ent-
wicklung eine weitere Dynamik. 

Die Zahl der in Deutschland gebore-
nen Ausländerinnen und Ausländer ist 
seit 2005 um 6 % zurückgegangen. Dies ist 
zum einen auf die erfolgten Einbürgerun-
gen zurückzuführen, zum anderen auf 
die Änderung des Ausländergesetzes im 
Jahr 2000. Seit dieser Änderung werden 
sehr viel weniger Kinder mit ausschließ-
lich ausländischer Staatsangehörigkeit in 
Deutschland geboren als zuvor. Unter be-
stimmten Voraussetzungen erhalten Kin-
der ausländischer Eltern bei Geburt die 
deutsche Staatsbürgerschaft. Die Zahl der 
zugewanderten Deutschen mit Migrati-
onshintergrund hat sich im gesamten 
Zeitraum zahlenmäßig nur leicht erhöht 
(+ 10 %), vor allem weil nur noch wenige 
Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler 
nach Deutschland zuwandern. 

Dagegen stieg die Zahl der in Deutsch-
land geborenen Deutschen mit Migrati-
onshintergrund seit 2005 um 55 %; dies ist 
die größte strukturelle Veränderung ins-
gesamt. Die Zunahme lag weniger an ver-
mehrten Einbürgerungen von in Deutsch-
land geborenen Ausländerinnen und Aus-
ländern. Wesentlich bedeutsamer war, 
dass Eltern mit Migrationshintergrund in 
diesem Zeitraum Kinder bekamen, die mit 
deutscher Staatsangehörigkeit in Deutsch-
land geboren wurden.

1.2.3 Alters- und 
Geschlechtsstruktur
Menschen mit Migrationshintergrund wa-
ren 2017 im Durchschnitt 35,4 Jahre alt 
und damit wesentlich jünger als Menschen 
ohne Migrationshintergrund (46,7 Jahre). 
Die Alterspyramide zeigt, dass bei Zuwan-
derinnen und Zuwanderern – also bei 

afrikas (Marokko, Algerien, Tunesien, 
Ägypten) sowie Afghanistan und Pakistan. 
Allerdings gab es bereits in den 1990er-
Jahren bedingt durch die kriegerischen 
Auseinandersetzungen auf dem Balkan 
einen starken Zuzug von Schutzsuchen-
den. Mit rund 438 200 Personen erreich-
te die Zahl der Asylbewerberinnen und 
Asylbewerber in Deutschland 1992 einen 
ersten Höchststand. Danach ging sie 
kontinuierlich bis auf 19 200 Personen 
im Jahr 2007 zurück. Dies vor allem, weil 
seit 1997 innerhalb der Europäischen 
Union im Rahmen der sogenannten 
Dublin-Verordnung grundsätzlich der-
jenige Mitgliedstaat den Asylantrag zu 

u Info 2  
Methodischer Hinweis  
zur korrigierten Hochrechnung

Der Mikrozensus 2005 bis einschließlich 
2010 nutzt für die Hochrechnung der Ergeb-
nisse Hochrechnungsfaktoren, die auf den 
fortgeschriebenen Ergebnissen der Volks-
zählung 1987 basieren. Der Zensus 2011 hat 
jedoch gezeigt, dass diese fortgeschriebenen 
Ergebnisse verzerrt waren: Es lebten zum 
Stichtag des Zensus 2011 etwa 400 000 Deut-
sche und rund 1,1 Millionen Ausländerinnen 
und Ausländer weniger in Deutschland als bis-
her angenommen. Die Jahrgänge vor 2011 
wurden jedoch nicht offiziell revidiert und neu 
hochgerechnet. Die Ergebnisse der Mikrozen-
sus-Jahrgänge 2005 bis 2010 sind daher nicht 
ohne Weiteres mit denen ab 2011 vergleichbar. 

Im Jahr 2017 hat das Statistische Bundesamt 
jedoch aufgrund einer Anforderung des Sta-
tistischen Amtes der Euro päischen Union 
(Eurostat) Bevölkerungseckzahlen auf Basis 
des Zensus 2011 bis einschließlich 1990 zu-
rückgerechnet. Diese Eckzahlen wurden 
nach Bundesländern, Nationalität (deutsch/
ausländisch), Geschlecht und Altersgruppen 
berechnet und bilden die Ausgangslage für 
die Neuberechnung der Hochrechnungs-
faktoren. Die bestehenden Hochrechnungs-
faktoren wurden so mit Korrekturwerten 
 versehen, dass der Mikrozensus die Eckzah-
len in jedem Berichtsjahr exakt trifft. Die in 
diesem Kapitel berechneten Daten für die 
Jahre vor 2011 basieren auf diesen korrigier-
ten Hochrechnungsfaktoren. Damit sind un-
unterbrochene Zeitreihen ab 2005 verfügbar. 
Die neuen Ergebnisse der Jahre 2005 bis 
2010 für die Bevölkerung mit Migrationshinter-
grund wurden zudem in einer Sonderreihe der 
Fachserie 1 »Bevölkerung und Erwerbstätig-
keit«, Reihe 2.2 »Bevölkerung mit Migrations-
hintergrund« auf www.destatis.de veröffentlicht.

Migrationserfahrung besitzen Personen, die im Ausland geboren und nach Deutschland zugewandert sind.  
Bevölkerung in Privathaushalten. Ergebnisse des Mikrozensus.

u Abb 1 Bevölkerung mit Migrationshintergrund — in Millionen

prüfen hat, in den die Asylbewerberin 
oder der Asylbewerber zuerst eingereist 
ist. Seit 2008 kamen wieder mehr Asyl-
bewerberinnen und Asylbewerber nach 
Deutschland. Im Jahr 2014 wurden von 
173 100  Personen neue Asylanträge ge-
stellt. Das Jahr 2015 stellte mit 441 900 An-
trägen sogar einen neuen Rekord dar, der 
2016 mit 722 400  Anträgen nochmals 
übertroffen wurde. Die Zahlen für 2017 
waren mit 198 300 Personen wieder rück-
läufig, aber historisch gesehen noch im-
mer auf einem hohen Niveau. 

Eine ausführlichere Beschreibung der 
historischen Entwicklung der Zuwande-
rung befindet sich in Kapitel 1.1.3, Seite 20.

1.2.2 Entwicklung der Bevölkerung 
mit Migrationshintergrund seit 2005
Die seit Jahrzehnten andauernde, sehr 
heterogene Zuwanderung hat dazu ge-
führt, dass ein steigender Anteil der Be-
völkerung in Deutschland ausländische 
Wurzeln hat. Ab dem Jahr 2005 stehen für 
die Bevölkerung mit Migrationshinter-
grund durchgehende Zeitreihen zur Ver-
fügung. u Info 2 

Die Bevölkerung mit Migrationshin-
tergrund stieg von 14,1 Millionen Perso-
nen im Jahr 2005 um 36 % auf 19,3 Milli-
onen Personen im Jahr 2017 an. Die Be-
völkerung ohne Migrationshintergrund 
ging dagegen im gleichen Zeitraum von 
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Bevölkerung in Privathaushalten. Ergebnisse des Mikrozensus.

u Abb 2 Altersaufbau der Bevölkerung mit und  
ohne Migrationshintergrund 2017 — in Tausend je Altersjahr

66,4 Millionen Menschen um rund 6 % auf 
62,5 Millionen Menschen zurück. u Abb 1

Von 2005 bis 2010 war die Zahl der zu-
gewanderten Ausländerinnen und Aus-
länder nahezu unverändert. Danach stieg 
sie infolge der hohen Nettozuwanderung 
ab 2011 vor allem aus den Staaten der EU-
Osterweiterung und aus den sogenannten 
Euro-Krisenländern (beispielsweise Spa-
nien) an. Die hohe Zuwanderung von 
Schutzsuchenden ab 2014 gab dieser Ent-
wicklung eine weitere Dynamik. 

Die Zahl der in Deutschland gebore-
nen Ausländerinnen und Ausländer ist 
seit 2005 um 6 % zurückgegangen. Dies ist 
zum einen auf die erfolgten Einbürgerun-
gen zurückzuführen, zum anderen auf 
die Änderung des Ausländergesetzes im 
Jahr 2000. Seit dieser Änderung werden 
sehr viel weniger Kinder mit ausschließ-
lich ausländischer Staatsangehörigkeit in 
Deutschland geboren als zuvor. Unter be-
stimmten Voraussetzungen erhalten Kin-
der ausländischer Eltern bei Geburt die 
deutsche Staatsbürgerschaft. Die Zahl der 
zugewanderten Deutschen mit Migrati-
onshintergrund hat sich im gesamten 
Zeitraum zahlenmäßig nur leicht erhöht 
(+ 10 %), vor allem weil nur noch wenige 
Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler 
nach Deutschland zuwandern. 

Dagegen stieg die Zahl der in Deutsch-
land geborenen Deutschen mit Migrati-
onshintergrund seit 2005 um 55 %; dies ist 
die größte strukturelle Veränderung ins-
gesamt. Die Zunahme lag weniger an ver-
mehrten Einbürgerungen von in Deutsch-
land geborenen Ausländerinnen und Aus-
ländern. Wesentlich bedeutsamer war, 
dass Eltern mit Migrationshintergrund in 
diesem Zeitraum Kinder bekamen, die mit 
deutscher Staatsangehörigkeit in Deutsch-
land geboren wurden.

1.2.3 Alters- und 
Geschlechtsstruktur
Menschen mit Migrationshintergrund wa-
ren 2017 im Durchschnitt 35,4 Jahre alt 
und damit wesentlich jünger als Menschen 
ohne Migrationshintergrund (46,7 Jahre). 
Die Alterspyramide zeigt, dass bei Zuwan-
derinnen und Zuwanderern – also bei 

Menschen mit eigener Migrationserfah-
rung – die Gruppe der 25- bis 49-Jähri-
gen besonders stark vertreten ist. Rund 
49 % aller Personen mit Migrationserfah-
rung gehörten 2017 dieser Altersgruppe 
an. Bei Personen ohne eigene Migrations-
erfahrung – also den in Deutschland Ge-
borenen – waren die unter 15-Jährigen 
mit 55 % aller Personen ohne Migrations-
erfahrung die stärkste Gruppe. u Abb 2

Das niedrigere Durchschnittsalter der 
Migrantinnen und Migranten beeinflusst 
viele soziodemografische Eigenschaften 
dieser Bevölkerungsgruppe: Es gibt mehr 
Ledige, mehr Menschen in schulischer 
oder beruflicher Ausbildung und weniger 
Rentnerinnen und Rentner. Dies muss bei 
der Interpretation von Statistiken berück-
sichtigt werden. Auch der höhere Männer-

anteil in der ausländischen Bevölkerung 
(53,5 % gegenüber 49,0 % bei der Bevölke-
rung ohne Migrationshintergrund) resul-
tiert zumindest teilweise aus dem niedrige-
ren Durchschnittsalter und dem generellen 
Männerüberschuss in jüngeren Alters-
gruppen. Auch die überproportionale Zu-
wanderung von ledigen Männern im er-
werbsfähigen Alter trug zum Männer-
überschuss bei. Insgesamt gibt es große 
Unterschiede im Geschlechterverhältnis 
nach Herkunftsländern. Am höchsten 
war 2017 der Männeranteil bei Personen 
aus Israel (68 %), gefolgt von den nord-
afrikanischen Staaten Ägypten, Algerien, 
Libyen und Tunesien (jeweils 65 %) sowie 
Syrien (63 %); am niedrigsten bei Perso-
nen aus Thailand (25 %), den Philippinen 
(27 %) und Finnland (35 %).

Abb 1   Altersaufbau der Bevölkerung Deutschlands 2011, in 1000 je Altersjahr
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sien hatten zusammen 393 000 Menschen 
ihre Wurzeln. 

Je nach Herkunftsland beziehungs-
weise Herkunftsregion variierten der An-
teil der Zuwanderinnen und Zuwanderer – 
also der Anteil der im Ausland gebore-
nen Menschen – sowie der Ausländeran-
teil, das heißt der Anteil der Menschen 
ohne deutsche Staatsangehörigkeit. Bei-
spielsweise waren 79 % der Personen mit 
Wurzeln im Nahen und Mittleren Osten 
zugewandert, während dies nur auf 61 % 
der Personen nordafrikanischer Her-
kunft zutraf. Darüber hinaus variieren 
die bisherigen Integrationserfolge deut-

1.2.4 Regionale Verteilung  
und Herkunftsländer
Aus geografischer Perspektive ist Migrati-
on vor allem ein Phänomen, das die alten 
Bundesländer betrifft. Westdeutsche 
Großstädte und alte industrielle Zentren 
weisen historisch bedingt höhere Anteile 
an Migrantinnen und Migranten auf. In 
den genannten Regionen im Westen war 
der Bedarf an Gastarbeiterinnen und 
Gastarbeitern infolge des Wirtschaftsauf-
schwungs ab den 1950er-Jahren beson-
ders groß. Dieses räumliche Verteilungs-
muster besteht bis heute, wie ein Ver-
gleich der Bundesländer zeigt. Im Jahr 
2017 war der Anteil der Bevölkerung mit 
ausländischen Wurzeln am höchsten in 
den Stadtstaaten Bremen (32 %), Ham-
burg (31 %) und Berlin (29 %) sowie in 
den Flächenländern Hessen, Baden-
Württemberg (jeweils 31 %) und Nord-
rhein-Westfalen (28 %). In den neuen 
Ländern (ohne Berlin) waren es hingegen 
nur 7 %. In den westlichen Flächenlän-
dern gab es je nach Regierungsbezirk teil-
weise große regionale Unterschiede. u Abb 3

Im Jahr 2017 stammten rund 36 % der 
19,3 Millionen Menschen mit Migrati-
onshintergrund aus den Ländern der Eu-
ropäischen Union; hier lag Polen mit 
2,1 Millionen Menschen (11 %) vorn. Wei-
tere 32 % kamen aus den übrigen europä-
ischen Staaten, darunter vor allem aus 
der Türkei (2,8 Millionen Menschen be-
ziehungsweise 14 %) und der Russischen 
Föderation (1,4 Millionen Menschen be-
ziehungsweise 7 %). Der Nahe und Mitt-
lere Osten ist ebenfalls eine bedeutsame 
Herkunftsregion (3,0 Millionen Menschen 
beziehungsweise 15 %). Vor allem der Spit-
zenreiter Kasachstan, eines der Haupt-
herkunftsländer der (Spät-)Aussiedlerin-
nen und (Spät-)Aussiedler, machte mit 
rund 1,2 Millionen Menschen den größten 
Anteil aus. Es folgten Syrien (706 000 Per-
sonen), Irak (249 000 Personen) und der 
Iran (197 000 Personen). Aus den übrigen 
Regionen Asiens kamen weitere 1,2 Milli-
onen Personen, darunter war Afghanistan 
mit 233 000 Menschen besonders relevant. 
In den nordafrika nischen Staaten Marok-
ko, Ägypten, Algerien, Libyen und Tune-

lich mit dem Herkunftsland beziehungs-
weise der Herkunftsregion. Menschen 
mit Wurzeln in einem EU-Staat sind 
meist besser inte griert. Dazu gibt es deut-
liche Hinweise beispielsweise in den Inte-
grationsindikatoren.

1.2.5 Entwicklung der  
Integration seit 2005
Hinsichtlich der Integration zeigen sich 
in einigen wichtigen Indikatoren seit 
2005 relativ stabile Unterschiede zwi-
schen der Bevölkerung mit und ohne 
 Migrationshintergrund, wie Tabelle 1 
zeigt. Personen mit Migrationshinter-

Bevölkerung in Privathaushalten. Ergebnisse des Mikrozensus.

u Abb 3 Anteil der Personen mit Migrationshintergrund an der Bevölkerung  
nach Regierungsbezirken 2017 — in Prozent
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Abb. 3 Anteil der Personen mit Migrationshintergrund 2016
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u Tab 1 Ausgewählte Integrationsindikatoren

Working Poor sind Personen, die armutsgefährdet sind, obwohl sie erwerbstätig sind. 
X Tabellenfach gesperrt, weil Aussage nicht sinnvoll.
Bevölkerung in Privathaushalten. Ergebnisse des Mikrozensus.

2005 2008 2011 2014 2016

 in %
Anteil der 18- bis 24-jährigen Personen  
ohne Schulabschluss

Personen ohne Migrationshintergrund 4,0 3,8 4,1 4,2 3,6

Personen mit Migrationshintergrund 10,6 10,2 8,3 9,5 12,1

Anteil der 25- bis 34-jährigen Personen  
mit (Fach-)Hochschulabschluss

Personen ohne Migrationshintergrund 17,6 20,4 20,6 24,3 26,1

Personen mit Migrationshintergrund 13,9 16,0 17,6 24,0 26,1

Anteil der Erwerbslosen in der Erwerbs - 
bevöl kerung zwischen 15 und 64 Jahren

Personen ohne Migrationshintergrund 9,8 6,6 5,2 4,4 3,4

Personen mit Migrationshintergrund 17,9 12,2 9,3 8,1 7,1

in Prozentpunkten
Beschäftigungslücke zur Bevölkerung  
ohne Migrationshintergrund

Personen ohne Migrationshintergrund X X X X X

Personen mit Migrationshintergrund – 11,6 – 11,7 – 11,0 – 11,4 – 12,7

 in %
Anteil der armutsgefährdeten Erwerbstätigen 
(»Working Poor«)

Personen ohne Migrationshintergrund 6,0 6,2 6,5 6,2 6,2

Personen mit Migrationshintergrund 13,8 13,3 13,9 13,8 13,6

grund haben weiterhin häufiger keinen 
allgemeinbildenden Schulabschluss und 
häufiger keinen berufsqualifizierenden 
Abschluss, sind eher erwerbslos und sind 
als Erwerbstätige deutlich häufiger ar-
mutsgefährdet (»Working Poor«) als Per-
sonen ohne Migrationshintergrund. Bei 
manchen Indikatoren, wie der Erwerbs-
losenquote, haben sich absolut gesehen 
Verbesserungen für die Bevölkerung mit 
ausländischen Wurzeln eingestellt. Die 
Bevölkerung mit Migrationshintergrund 
profitierte demnach ebenfalls von der gu-
ten konjunkturellen Entwicklung in 
Deutschland in den vergangenen Jahren. 
Im Vergleich zur Bevölkerung ohne Mi-
grationshintergrund hat sie jedoch noch 
immer schlechtere Arbeitsmarktchancen. 
Auch der Integrationsindikator zur soge-
nannten Beschäftigungslücke legt diese 
Schlussfolgerung nahe: Er misst den Un-

terschied in der Erwerbsbeteiligung zwi-
schen Personen mit und ohne Migrati-
onshintergrund. Die Beschäftigungslücke 
ist zwischen 2005 (– 11,6 Prozentpunkte) 
und 2016 (– 12,7 Prozentpunkte) tenden-
ziell sogar etwas größer geworden. Posi-
tiv ist, dass der Anteil der Hochschulab-
solventen in beiden Gruppen mittlerwei-
le gleich hoch ist. Einschränkend muss 
jedoch erwähnt werden, dass die im Aus-
land erworbenen Bildungsabschlüsse 
nicht immer den deutschen oder europä-
ischen Standards entsprechen. Bei der In-
terpretation der Integrationsindikatoren 
im Zeitverlauf ist es wichtig zu erkennen, 
dass manche positive Entwicklung durch 
die zuletzt vermehrte Zuwanderung rela-
tiv schlecht qualifizierter Personen sprung-
haft revidiert wurde. So verringerte sich 
beispielsweise der Anteil der Personen 
ohne Schulabschluss zwischen 2005 und 

2011 von rund 11 % auf 8 %; anschlie-
ßend stieg er bis 2016 wieder auf 12 %. 
Dieser Anstieg ist ausschließlich bei Zu-
wanderinnen und Zuwanderern zu ver-
zeichnen. u Tab 1 

1.2.6 Kinder mit 
Migrationshintergrund
In Deutschland lebten 2017 rund 
13,4 Millionen Kinder, davon hatten 
4,9 Millionen einen Migrationshinter-
grund (36 %). In den jüngeren Altersgrup-
pen war dieser Anteil am höchsten: Bei 
den unter 3-Jährigen lag der Anteil bei 
39 %. Die überwiegende Mehrheit der 
Kinder mit Migrationshintergrund hat 
 einen deutschen Pass (72 %). Nur jedes 
fünfte Kind mit Migrationshintergrund 
hat eigene Migrationserfahrung, ist also 
im Ausland geboren und dann zugewan-
dert (20 %). Im Durchschnitt waren diese 
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Insgesamt Ohne Migrations-
hintergrund

Mit Migrations-
hintergrund

Deutsche  
mit Migrations-

hintergrund
Ausländer /-innen

in 1 000 in %

Kinder insgesamt 13 404 64 36 26 10

    männlich 6 908 63 37 26 11

    weiblich 6 495 64 36 26 10

Alter von … bis … Jahre

unter 3 2 271 61 39 28 11

3 – 6 2 878 62 38 27 11

7 – 12 4 398 63 37 27 11

13 – 15 2 271 66 34 25 9

16 – 17 1 585 69 31 22 9

Herkunftsregionen

EU-Staaten 1 416 X 100 61 39

sonstige europäische Staaten 1 547 X 100 81 19

Nordafrika  129 X 100 81 19

sonstiges Afrika  128 X 100 66 34

Naher und Mittlerer Osten  786 X 100 58 42

sonstiges Asien  309 X 100 62 38

zugewanderten Kinder mit sechs Jahren 
nach Deutschland gekommen. Die wich-
tigste Herkunftsregion der Kinder mit 
Migrationshintergrund war Europa 
(3,0 Millionen Kinder), darunter führten 
sogar die Nicht-EU-Staaten gegenüber 
den Mitgliedstaaten der EU. Asien war 
die zweitwichtigste Herkunftsregion, da-
runter dominierte der Nahe und Mittlere 
Osten deutlich gegenüber den sonstigen 
Regionen in Asien. In Afrika war der 
Norden mit Ägypten und den sogenann-
ten Ma ghrebstaaten Marokko, Tunesien, 
Libyen und Algerien als Herkunftsregion 
besonders bedeutsam; die Hälfte der afri-
kanischstämmigen Kinder kam aus die-
sem Gebiet. Die Nationalität der Kinder 
hing auch von der Herkunftsregion ab: 
Während 39 % der Kinder aus EU-Staaten 
ausländisch waren, besaßen nur 19 % der 
Kinder aus Nordafrika die deutsche 
Staatsangehörigkeit nicht. u Tab 2

u Tab 2 Kinder unter 18 Jahren nach ausgewählten soziodemografischen Merkmalen und Migrationsstatus 2017

X Tabellenfach gesperrt, weil Aussage nicht sinnvoll.
Bevölkerung in Privathaushalten. Ergebnisse des Mikrozensus.
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Der Anteil der Kinder mit Migrations-
hintergrund war zwischen den Bundes-
ländern verschieden: In den östlichen 
Bundesländern mit Ausnahme von Berlin 
war er unterdurchschnittlich, während er 
in Bremen, Berlin, Hessen und Hamburg 
besonders hoch war. Je dichter besiedelt 
eine Region ist, desto höher ist in der Re-
gel auch der Anteil der Kinder mit Migra-
tionshintergrund: Während in Gemein-
den mit weniger als 10 000 Einwohnern 
nur 20 % der Kinder einen Migrationshin-
tergrund hatten, waren es in Städten ab 
500 000 Einwohnern 49 %. Je mehr Men-
schen in einer Gemeinde lebten, desto 
größer war auch der Anteil ausländischer 
Kinder. In Gemeinden mit mindestens 
500 000 Einwohnern besaßen 15 % aller 
Kinder keinen deutschen Pass. u Abb 4

Rund 12 % aller Kinder hatten einen 
sogenannten einseitigen Migrationshin-
tergrund. Das bedeutet, dass ein Eltern-
teil Spätaussiedlerin/Spätaussiedler, aus-
ländisch oder eingebürgert ist, während 
das andere Elternteil keinen Migrations-
hintergrund besitzt. Rund 25 % aller Kin-
der hatten einen beidseitigen Migrations-
hintergrund, ihre beiden Eltern besaßen 
Wurzeln im Ausland. Die meisten Eltern 
von Kindern mit beidseitigem Migrati-
onshintergrund stammten aus dem glei-
chen Land (75 %), während die verblei-
benden 25 % der Kinder Eltern hatten, 
die ihre Wurzeln in verschiedenen Staa-
ten hatten. In diesen Fällen stammten die 
Eltern sogar mehrheitlich von verschiede-
nen Kontinenten (68 %).

1.2.7 Die Lebenssituation der  
Kinder mit Migrationshintergrund
Kinder mit und ohne Migrationshinter-
grund unterscheiden sich teilweise deut-
lich hinsichtlich ihrer Lebenslagen. Das 
betrifft sowohl die Größe des Haushalts, 
in dem sie wohnen, als auch den Bildungs-
stand des Elternhauses und ihre bisherige 
Laufbahn im Bildungssystem. Innerhalb 
der Gruppe der Kinder mit Migrations-
hintergrund sind weitere Unterschiede er-
kennbar, wenn diese nach der Nationalität 
(deutsch gegenüber ausländisch) oder der 
Herkunftsregion gegliedert werden. Eben-

Bevölkerung in Privathaushalten. Ergebnisse des Mikrozensus.

u Abb 4 Anteil der Kinder mit Migrationshintergrund nach Bundesländern  
und Gemeindegröße 2017 — in Prozent
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 Personen pro 
Haushalt ¹

 Kinder pro 
Haushalt ¹ Wohnfläche ² Wohnfläche pro 

Kopf ² Eigentumsquote ²

Anzahl  in m ² in %

Kinder insgesamt 4,0 2,0 90,5 25,0 51,3

Ohne Migrationshintergrund zusammen 3,9 1,9 94,0 27,3 58,2

Mit Migrationshintergrund zusammen 4,3 2,2 85,7 21,7 36,9

     EU-Staaten 4,0 2,0 86,7 23,6 40,7

     sonstige europäische Staaten 4,4 2,2 83,9 20,7 36,5

     Nordafrika 4,7 2,6 80,5 19,0 16,6

     sonstiges Afrika 4,2 2,4 81,9 20,2 14,2

     Naher und Mittlerer Osten 4,7 2,6 86,9 20,4 30,6

     sonstiges Asien 4,3 2,2 81,5 20,8 29,8

   deutsche Kinder mit Migrations- 
 hintergrund zusammen 4,2 2,1 87,0 22,2 41,4

     EU-Staaten 3,9 1,9 90,8 25,0 49,4

     sonstige europäische Staaten 4,4 2,2 84,2 21,1 39,2

     Nordafrika 4,7 2,6 81,3 19,2 18,8

     sonstiges Afrika 4,2 2,3 83,2 21,1 18,5

     Naher und Mittlerer Osten 4,4 2,3 87,8 21,3 36,5

     sonstiges Asien 4,2 2,2 83,2 21,3 35,6

   ausländische Kinder zusammen 4,5 2,4 82,0 20,2 19,6

     EU-Staaten 4,1 2,1 80,8 21,6 21,5

     sonstige europäische Staaten 4,6 2,4 83,1 19,4 24,9

     Nordafrika 4,5 2,5 75,9 17,4 /

     sonstiges Afrika 4,2 2,5 79,2 18,5 /

     Naher und Mittlerer Osten 5,1 2,9 84,2 17,6 /

     sonstiges Asien 4,4 2,3 78,2 19,8 14,1

durchschnittlich 5,1 Personen in den 
größten Haushalten aller hier dargestell-
ten Gruppen. Rund 61 % dieser Kinder 
lebten mit fünf oder mehr Personen zu-
sammen, bei Kindern mit deutscher 
Staatsangehörigkeit aus dieser Region 
waren es hingegen nur 35 %. u Tab 3

Ein sehr ähnliches Bild ergibt sich bei 
der Anzahl der im Haushalt lebenden 
Kinder. Im Durchschnitt lebten Kinder 
in Haushalten mit 2,0 Kindern, das heißt, 
dass sie noch einen Bruder oder eine 
Schwester im gleichen Haushalt hatten. 

so wie Erwachsene sind Kinder mit Mi-
grationshintergrund keine homogene 
Gruppe, sondern setzen sich vielmehr aus 
vielfältigen Teilgruppen zusammen. 

Kinder mit Migrationshintergrund 
leben in größeren Haushalten als Kinder 
ohne Migrationshintergrund. Während 
Kinder mit Migrationshintergrund im 
Durchschnitt mit 4,3 Personen in einem 
Haushalt lebten, waren es bei Kindern 
ohne Migrationshintergrund nur 3,9 Per-
sonen. Ausländische Kinder aus dem Na-
hen und Mittleren Osten wohnten mit 

Bei Kindern mit Migrationshintergrund 
waren es 2,2 Kinder, bei ausländischen 
Kindern sogar 2,4. Ebenso wie bei der 
Zahl der Personen im Haushalt ragten 
die Kinder aus Nordafrika und dem Na-
hen und Mittleren Osten heraus. Sie leb-
ten in Haushalten mit den meisten Ge-
schwistern. Dagegen lebten rund 34 % der 
Kinder ohne Migrationshintergrund als 
Einzelkinder und nur 4 % lebten mit min-
destens drei weiteren Geschwistern zu-
sammen. Kinder mit Migrationshinter-
grund waren hingegen seltener das einzi-

u Tab 3 Haushalts- und Wohnsituation der Kinder nach Migrationsstatus 

Angaben zur Wohnfläche nur von Kindern in Mietwohnungen und mit gültigen Angaben zur Wohnfläche.
1 2017.
2 2014.
/ Keine Angabe, da Zahlenwert nicht sicher genug.
Bevölkerung in Privathaushalten. Ergebnisse des Mikrozensus.

36

1 / Bevölkerung und Demografie 1.2 / Bevölkerung mit Migrationshintergrund



Haushalte mit … Erwerbstätigen

0 1 2 oder 
mehr

Durch-
schnitt

in % Anzahl

Kinder insgesamt 9 31 60 1,6

 Ohne Migrationshintergrund zusammen 5 28 67 1,7

Mit Migrationshintergrund zusammen 16 37 47 1,4

     EU-Staaten 7 37 56 1,6

     sonstige europäische Staaten 12 40 47 1,5

     Nordafrika 18 50 32 1,2

     sonstiges Afrika 31 38 30 1,1

     Naher und Mittlerer Osten 40 29 31 1,0

     sonstiges Asien 21 43 36 1,2

   deutsche Kinder mit Migrations- 
 hintergrund zusammen 9 37 54 1,5

     EU-Staaten 5 31 64 1,7

     sonstige europäische Staaten 10 40 50 1,5

     Nordafrika 15 50 34 1,2

     sonstiges Afrika 22 38 40 1,3

     Naher und Mittlerer Osten 14 37 49 1,5

     sonstiges Asien 12 41 47 1,4

   ausländische Kinder zusammen 33 38 29 1,0

     EU-Staaten 11 46 43 1,4

     sonstige europäische Staaten 25 40 35 1,2

     Nordafrika 29 50 / 0,9

     sonstiges Afrika 49 42 / 0,6

     Naher und Mittlerer Osten 77 18 5 0,3

     sonstiges Asien 36 46 19 0,9

ge Kind im Haushalt (27 %) und hatten 
vergleichsweise oft drei oder mehr Brüder 
oder Schwestern (11 %). 

Die größeren Haushalte wirken sich 
negativ auf die Wohnsituation aus. Bei Be-
trachtung der Mietwohnungen fällt auf, 
dass deutschstämmige Kinder in Miet-
wohnungen lebten, die im Schnitt 94,0 Qua-
dratmeter groß waren, während Kinder 
mit Migrationshintergrund in etwa 8 Qua-
dratmeter kleineren Wohnungen aufwuch-
sen. Da Kinder mit Migrationshintergrund 
zusätzlich in größeren Haushalten lebten, 

waren die Unterschiede bei der verfügba-
ren Wohnfläche pro Kopf deutlich größer: 
Kinder mit Migrationshintergrund lebten 
in Mietwohnungen, in denen jede Bewoh-
nerin/jeder Bewohner im Durchschnitt 
21,7 Quadratmeter Wohnfläche zur Ver-
fügung hatte. Deutschstämmige Kinder 
bewohnten dagegen Mietwohnungen, die 
pro Kopf 27,3 Quadratmeter boten; das 
waren rund 26 % mehr. Den wenigsten 
Platz hatten ausländische Kinder aus dem 
nordafrikanischen Raum mit 17,4 Qua-
dratmetern pro Kopf. 

Kinder mit Migrationshintergrund 
lebten zudem wesentlich seltener mit ih-
ren Eltern in Wohneigentum (37 %) als 
Kinder ohne Migrationshintergrund 
(58 %). Kinder mit afrikanischen Wur-
zeln waren hier ebenfalls schlechter ge-
stellt mit 14 % beziehungsweise 17 % im 
Fall von Nordafrika. 

Die Entwicklungschancen von Kin-
dern werden maßgeblich von den Eltern-
häusern geprägt und mitbestimmt. Daher 
ist ein Blick auf die sozioökonomische 
Ausstattung der Elternhäuser von beson-
derer Bedeutung. Tabelle 4 zeigt die Zahl 
der im Haushalt lebenden Erwerbstätigen. 
Kinder lebten im Durchschnitt mit 1,6 Er-
werbstätigen in einem Haushalt; bei Kin-
dern mit Migrationshintergrund fiel die-
ser Wert geringer aus (1,4 Erwerbstätige). 
Rund 16 % dieser Kinder lebten in einem 
Haushalt ohne Erwerbstätige. Ein deut-
liches Gefälle innerhalb der Gruppe der 
Kinder mit Migrationshintergrund be-
stand zwischen deutschen (9 %) und aus-
ländischen Kindern (33 %). Die Variation 
zwischen den Herkunftsregionen erweist 
sich erneut als sehr bedeutsam. Während 
es zwischen Kindern mit Wurzeln in ei-
nem EU-Staat und Kindern ohne Migrati-
onshintergrund kaum Unterschiede gab, 
waren Kinder aus anderen Regionen deut-
lich benachteiligt: Ausländische Kinder 
aus dem Nahen und Mittleren Osten leb-
ten zu 77 % in einem Haushalt ohne eine 
erwerbstätige Person. Diese Kinder und 
ihre Eltern waren zum Großteil auf Trans-
ferleistungen angewiesen. u Tab 4

Ein sehr ähnliches Bild ergab sich bei 
dem verfügbaren Haushaltsnettoeinkom-
men pro Kopf. Kinder in Deutschland 
lebten in Haushalten, die im Durch-
schnitt pro Kopf 991 Euro netto zur Ver-
fügung hatten. Kinder ohne Migrations-
hintergrund lebten in Haushalten, die 
über mehr finanzielle Mittel verfügten 
(1 101 Euro pro Kopf) als Kinder mit Mi-
grationshintergrund (802 Euro pro Kopf). 
Ausländische Kinder waren abermals 
schlechter gestellt als deutsche Kinder 
mit Migrationshintergrund und die Her-
kunftsregionen zeigten das bisher be-
kannte Muster: Kinder aus EU-Staaten 

u Tab 4 Kinder nach Migrationsstatus und Zahl der Erwerbstätigen pro Haushalt 2017

/ Keine Angabe, da Zahlenwert nicht sicher genug.
Bevölkerung in Privathaushalten. Ergebnisse des Mikrozensus.
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u Abb 5 Armutsgefährdungsquote der Kinder nach Migrationsstatus 2017 — in Prozent

Monatliches Haushaltsnettoeinkommen pro Kopf
von … bis unter … Euro

Durchschnitt
unter 500 500 – 1 000 1 000 – 1 500 1 500 und mehr

in % in Euro
Kinder insgesamt 16 46 25 12  991

Ohne Migrationshintergrund zusammen 9 45 31 15 1 101

Mit Migrationshintergrund zusammen 29 49 15 7  802

     EU-Staaten 19 49 21 11  947

     sonstige europäische Staaten 29 54 12 4  740

     Nordafrika 41 47 9 /  646

     sonstiges Afrika 43 42 11 4  673

     Naher und Mittlerer Osten 48 41 9 3  624

     sonstiges Asien 37 39 15 9  785

   deutsche Kinder mit Migrations- 
 hintergrund zusammen 21 53 18 8  865

     EU-Staaten 10 47 28 15 1 075

     sonstige europäische Staaten 25 57 13 5  769

     Nordafrika 39 48 10 /  658

     sonstiges Afrika 34 47 14 /  745

     Naher und Mittlerer Osten 27 56 14 4  762

     sonstiges Asien 29 47 16 9  817

   ausländische Kinder zusammen 48 39 8 4  642

     EU-Staaten 32 52 11 5  746

     sonstige europäische Staaten 46 44 8 2  617

     Nordafrika 48 43 / /  594

     sonstiges Afrika 62 31 / /  530

     Naher und Mittlerer Osten 78 19 2 /  426

     sonstiges Asien 51 27 14 8  733

hatten die geringsten Nachteile, während 
Kinder aus dem afrikanischen Raum und 
dem Nahen und Mittleren Osten in 
Haushalten wohnten, die mit den ge-
ringsten Einkommen pro Kopf auskom-
men mussten. Die finanziellen Schwierig-
keiten für diese Kinder stiegen nochmals 
deutlich, wenn sie nicht die deutsche 
Staatsangehörigkeit besaßen. u Tab 5

Eine Zusammenfassung der sozioöko-
nomischen Situation von Kindern mit Mi-
gr ationshintergrund ermöglicht die Ar-
mutsgefährdungsquote nach dem Mikro-
zensus, die in Abbildung 5 dargestellt ist. 
Kinder mit Migrationshintergrund waren 
fast dreimal so häufig armutsgefährdet wie 
Kinder mit Wurzeln in Deutschland; aus-
ländische Kinder waren sogar mehrheitlich 
einem Armutsrisiko ausgesetzt. u Abb 5, Info 3

Nicht nur die Ausstattung des Eltern-
hauses mit finanziellen Ressourcen ist für 
die Zukunftschancen der Heranwachsen-
den von erheblicher Bedeutung, auch das 
sogenannte kulturelle Kapital spielt eine 
wichtige Rolle. Abbildung 6 betrachtet da-
her den höchsten Bildungsabschluss des 
Elternhauses. Hierfür wurde die ISCED-
Skala verwendet, die die erreichten schuli-
schen und beruflichen Bildungsabschlüsse 

u Tab 5 Monatliches Haushaltsnettoeinkommen pro Kopf nach Migrationsstatus der Kinder 2017

Nur Kinder mit einer gültigen Angabe zum Haushaltsnettoeinkommen.
/ Keine Angabe, da Zahlenwert nicht sicher genug.
Bevölkerung in Privathaushalten. Ergebnisse des Mikrozensus.

u Info 3  
Armutsgefährdungsquote

Für die Berechnung von Armutsgefährdungs-
quoten kommen mehrere Datenquellen der 
amtlichen Statistik in Betracht. Auf europäischer 
Ebene und auf Bundesebene (insbesondere 
im Armuts- und Reichtumsbericht der Bundes-
regierung) wird zur Berechnung von Indikato-
ren, die die Einkommensarmut und -verteilung 
betreffen, die Statistik LEBEN IN EUROPA  
(EU-SILC) als Datengrundlage herangezogen 
(siehe Kapitel 6.3, Seite 231). Armutsgefähr-
dungsquoten für Personen mit Migrationshinter-
grund ermittelt ausschließlich der Mikrozensus. 
Dabei ist zu beachten, dass sich Mikrozensus 
und EU-SILC sowohl hinsichtlich des zugrunde 
liegenden Einkommenskonzepts und der Ein-
kommenserfassung als auch hinsichtlich des 
Stichprobendesigns unterscheiden. 

Bevölkerung in Privathaushalten. Ergebnisse des Mikrozensus.
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u Abb 6 Höchster Bildungsabschluss des Elternhauses 2017 — in Prozent

hatten die geringsten Nachteile, während 
Kinder aus dem afrikanischen Raum und 
dem Nahen und Mittleren Osten in 
Haushalten wohnten, die mit den ge-
ringsten Einkommen pro Kopf auskom-
men mussten. Die finanziellen Schwierig-
keiten für diese Kinder stiegen nochmals 
deutlich, wenn sie nicht die deutsche 
Staatsangehörigkeit besaßen. u Tab 5

Eine Zusammenfassung der sozioöko-
nomischen Situation von Kindern mit Mi-
gr ationshintergrund ermöglicht die Ar-
mutsgefährdungsquote nach dem Mikro-
zensus, die in Abbildung 5 dargestellt ist. 
Kinder mit Migrationshintergrund waren 
fast dreimal so häufig armutsgefährdet wie 
Kinder mit Wurzeln in Deutschland; aus-
ländische Kinder waren sogar mehrheitlich 
einem Armutsrisiko ausgesetzt. u Abb 5, Info 3

Nicht nur die Ausstattung des Eltern-
hauses mit finanziellen Ressourcen ist für 
die Zukunftschancen der Heranwachsen-
den von erheblicher Bedeutung, auch das 
sogenannte kulturelle Kapital spielt eine 
wichtige Rolle. Abbildung 6 betrachtet da-
her den höchsten Bildungsabschluss des 
Elternhauses. Hierfür wurde die ISCED-
Skala verwendet, die die erreichten schuli-
schen und beruflichen Bildungsabschlüsse 

klassifiziert. Für eine übersichtlichere In-
terpretation wurde die Skala hier in vier 
Kategorien zusammengefasst (siehe Kapi-
tel 2.1, Seite 53, Info 2). 

Kinder in Deutschland lebten 2017 zu 
rund 96 % in Haushalten, in denen we-
nigstens ein Elternteil einen Bildungsab-
schluss erworben hatte; nur 4 % der Kin-
der hatten Eltern, die über keinen Ab-
schluss verfügten. Deutlich mehr als ein 
Drittel der Kinder, nämlich 39 %, lebte in 
hoch gebildeten Elternhäusern. Der Mi-
grationshintergrund bestimmt maßgeb-
lich mit, ob die Kinder in einem eher 
hoch gebildeten oder eher gering gebilde-
ten Elternhaus aufwachsen. Bei Kindern 
ohne Migrationshintergrund lag der An-
teil der Elternhäuser ohne einen Ab-
schluss bei nur 1 %, während er bei Kin-
dern mit Migrationshintergrund bei 11 % 
lag. Ausländische Kinder waren hier 
ebenfalls wieder besonders benachteiligt 
(22 %). Im Gegensatz dazu war der Anteil 
der Kinder in hoch gebildeten Elternhäu-
sern je nach Migrationsstatus nicht ganz 
so groß: Auch ausländische Kinder lebten 
zu 26 % mit wenigstens einem hoch gebil-
deten Elternteil zusammen (Kinder ohne 
Migrationshintergrund: 45 %). Bei Kin-

dern mit Migrationshintergrund war die 
Streuung beim Bildungsstand des Eltern-
hauses größer. Dies ist damit zu erklären, 
dass sich unter den Zuwanderinnen und 
Zuwanderern nach Deutschland zum ei-
nen verhältnismäßig viele hoch gebildete 
Personen befinden, andererseits aber auch 
überproportional viele gering gebildete 
Menschen. Diese Variation spiegelt sich im 
Bildungsgrad der Elternhäuser wider. u Abb 6

Bisher haben die verschiedenen Aus-
wertungen nur den familiären Hinter-
grund der Kinder betrachtet. Aber wie se-
hen die bisher verwirklichten Zukunfts-
chancen der Kinder aus? Um diese Frage 
zu beantworten, zeigt Tabelle 6 die im 
Jahr 2017 besuchte weiterführende Schule 
für Kinder nach Migrationsstatus. u Tab 6

Während 44 % aller Kinder 2017 an ei-
nem Gymnasium waren, ist der Besuch 
der Hauptschule mittlerweile eher zu ei-
nem Randphänomen geworden (7 %). Das 
liegt insbesondere daran, dass die Haupt-
schule als Schulform bundesweit immer 
seltener wird und nur noch in fünf Bun-
desländern existiert, nämlich in Baden-
Württemberg, Bayern, Hessen, Nieder-
sachsen und Nordrhein-Westfalen. Kin-
der mit Migrationshintergrund besuchten 
2017 seltener das Gymnasium und häufi-
ger die Hauptschule als Kinder mit Wur-
zeln ausschließlich in Deutschland. Ein 
deutliches Gefälle innerhalb der Gruppe 
der Kinder mit Migrationshintergrund 
besteht auch beim Schulbesuch zwischen 
Kindern mit deutscher Staatsangehörig-
keit und ausländischen Kindern. Eine Be-
sonderheit fällt bei den Kindern mit asia-
tischen Wurzeln jenseits des Nahen und 
Mittleren Ostens (zum Beispiel China und 
Vietnam) auf: Während sie beim sozio-
ökonomischen Status des Haushalts 
Nachteile gegenüber Kindern mit Wur-
zeln in einem EU-Staat hatten, besuchten 
sie von allen untersuchten Herkunftsregi-
onen am häufigsten das Gymnasium 
(48 %). Wenn diese Kinder die deutsche 
Staatsangehörigkeit besaßen, waren sie 
anteilsmäßig sogar häufiger auf Gymna-
sien anzutreffen (53 %) als Kinder ohne 
Migrationshintergrund (47 %). Dieser Be-
fund ist jedoch nicht allzu überraschend. 

Bevölkerung in Privathaushalten. Ergebnisse des Mikrozensus.

niedriger Abschluss (ISCED-Stufe 2) 
mittlerer Abschluss (ISCED Stufen 3 und 4) 
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kein Abschluss (ISCED-Stufen 0 und 1) 

ausländische Kinder

deutsche Kinder mit
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Kinder mit
Migrationshintergrund

Kinder ohne 
Migrationshintergrund 

Kinder insgesamt 4 8 48 39 

1 5 50 45 

11 15 44 30 

6 13 49 32 

22 19 33 26 

Abb 6 Höchster Bildungsabschluss des Elternhauses 2016 - in Prozent
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Hauptschule Realschule Gesamtschule 
und Ähnliches Gymnasium

Kinder insgesamt 7 24 25 44

Ohne Migrationshintergrund 
zusammen 5 24 25 47

Mit Migrationshintergrund  
zusammen 11 26 26 36

     EU-Staaten 11 25 24 40

     sonstige europäische 
Staaten 12 28 28 32

     Nordafrika / 25 30 35

     sonstiges Afrika / 31 28 33

     Naher und Mittlerer Osten 14 27 31 29

     sonstiges Asien 9 18 25 48

   deutsche Kinder mit Migrations-
hintergrund zusammen 8 26 25 40

     EU-Staaten 7 25 22 47

     sonstige europäische 
Staaten 11 28 27 34

     Nordafrika / 24 29 35

     sonstiges Afrika / 31 27 38

     Naher und Mittlerer Osten 9 29 27 36

     sonstiges Asien / 17 24 53

   ausländische Kinder  
zusammen 20 25 30 25

     EU-Staaten 20 27 27 25

     sonstige europäische 
Staaten 19 26 30 25

     Nordafrika / / / /

     sonstiges Afrika / / / /

     Naher und Mittlerer Osten 24 21 38 17

     sonstiges Asien / 22 27 35

nen Bildungsabschluss verfügten, be-
suchten ein Gymnasium, während 64 % 
der Kinder aus Elternhäusern mit einem 
hohen Bildungsabschluss die höchste all-
gemeinbildende Schulform in Deutsch-
land besuchten. Kinder aus hoch gebilde-
ten Elternhäusern besuchten das Gymna-
sium etwas seltener, wenn sie einen 
Migrationshintergrund hatten (61 %) als 
wenn sie diesen nicht hatten (65 %). Be-
sonders verschärft tritt dieser Effekt wie-
der bei ausländischen Kindern auf: Ein 
vergleichsweise geringer Anteil von 51 % 
besuchte ein Gymnasium, obwohl das El-
ternhaus hoch gebildet war. 

Untersuchungen in verschiedenen Ein-
wanderungsgesellschaften belegen, dass 
Zuwanderinnen und Zuwanderer aus dem 
asiatischen Raum einen überdurchschnitt-
lichen Bildungserfolg haben. Dieser Bil-
dungserfolg wird häufig damit begründet, 
dass Bildung für diese Gruppe einen be-
sonders hohen Stellenwert habe, der auch 
sonstige Benachteiligung zumindest zum 
Teil wettmachen könne (siehe Tab 6). 

Der Bildungsstand des Elternhauses 
bestimmt sehr deutlich, ob ein Kind nach 
der Grundschule seine Laufbahn auf dem 
Gymnasium fortsetzt oder nicht. Nur 
14 % aller Kinder, deren Eltern über kei-

1.2.8 Schutzsuchende  
in Deutschland
Das Statistische Bundesamt hat im No-
vember 2017 erstmals Zahlen zu den in 
Deutschland lebenden Schutzsuchenden 
veröffentlicht. Damit wurde von der amt-
lichen Statistik ein Beitrag geleistet, um 
die politische und gesellschaftliche Debat-
te, die seit der vermehrten Zuwanderung 
Schutzsuchender im Jahr 2015 begonnen 
hatte, zu versachlichen. Die Daten stam-
men aus dem Ausländerzentralregister 
(AZR) im Bundesverwaltungsamt, das alle 
notwendigen Informationen über den auf-
enthaltsrechtlichen Status der in Deutsch-
land registrierten Ausländerinnen und 
Ausländer enthält. 

Zum Jahresende 2016 waren 1,6 Millio-
nen Schutzsuchende in Deutschland regis-
triert, das waren 16 % der ausländischen 
Bevölkerung. Schutzsuchende sind auslän-
dische Personen, die sich unter  Berufung 
auf humanitäre Gründe in Deutschland 
aufhalten. Dazu zählen Personen, die sich 
vor oder im Asylverfahren befinden, Perso-
nen mit anerkanntem Schutzstatus wie 
Flüchtlinge nach der Genfer Konvention 
oder subsidiär Schutzberechtigte sowie ab-
gelehnte Asylbewerberinnen und Asyl-
bewerber, die sich weiterhin in Deutsch-
land aufhalten. u Info 4

Schutzsuchende lassen sich nach dem 
sogenannten Schutzstatus unterscheiden. 
Personen, über deren Asylantrag noch 
nicht entschieden wurde, haben einen offe-
nen Schutzstatus. Am Jahresende 2016 war 
dies bei 572 500 Schutzsuchenden der Fall 
(36 %). Bei 872 300 Schutzsuchenden (54 %) 
wurde das Gesuch auf Schutz positiv ent-
schieden – sie verfügten Ende 2016 über 
 einen anerkannten Schutzstatus. Beim 
überwiegenden Teil von ihnen war diese 
Anerkennung jedoch nur befristet (599 900 
Menschen). Bei 157 700 Schutzsuchenden 
wurde der Antrag auf Asyl abgelehnt. Die-
se Personen waren daher ohne Schutzsta-
tus und grundsätzlich ausreisepf lichtig. 
Bei 75 % (118 100 Menschen) war diese 
Ausreisepflicht aufgrund einer Duldung 
jedoch vorübergehend ausgesetzt. u Abb 7

Unter den 1,6 Millionen Schutzsuchen-
den befanden sich am Jahresende 2016 

u Tab 6 Kinder an weiterführenden allgemeinbildenden Schulen nach  
Migrationsstatus 2017 — in Prozent

/ Keine Angabe, da Zahlenwert nicht sicher genug.
Bevölkerung in Privathaushalten. Ergebnisse des Mikrozensus.
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u Info 4  
Schutzsuchende nach dem Ausländerzentralregister

Um die humanitäre Immigration nach Deutschland abzubilden, hat das Statistische 
 Bundesamt mithilfe des im Ausländerzentralregister gespeicherten Aufenthaltsstatus die 
Schutzsuchenden identifiziert. Schutzsuchende sind Ausländerinnen und Ausländer,  
die sich unter Berufung auf humanitäre Gründe in Deutschland aufhalten. Der Begriff 
»Schutzsuchende« wurde bewusst gewählt, um sich von den Alter nativen – Flüchtlinge, 
Asylbewerber oder Asylberechtigte – abzugrenzen. Während diese Begriffe oftmals als 
Synonyme für geflüchtete Menschen genutzt werden, beschreiben sie im Ausländer- und 
Asylrecht jeweils nur eine spezifische Teilmenge der Schutzsuchenden.

Der Schutzstatus der Schutzsuchenden kann sehr differenziert nachgewiesen werden: 

 ‧ Ein offener Schutzstatus gibt an, dass über den Asylantrag der Person noch nicht 
 abschließend entschieden wurde. 

 ‧ Personen mit anerkanntem Schutzstatus besitzen einen befristeten oder unbefristeten 
Aufenthaltstitel aus dem humanitären Bereich des Aufenthaltsgesetzes. Darunter be-
finden sich unter anderem die Flüchtlinge nach der Genfer Konvention, Asylberechtigte 
nach dem Grundgesetz sowie subsidiär Schutzberechtigte. 

 ‧ Schutzsuchende mit abgelehntem Schutzstatus halten sich nach Ablehnung im Asyl-
verfahren oder nach Verlust ihres humanitären Aufenthaltstitels als Ausreisepflichtige in 
Deutschland auf. Bei diesen Schutzsuchenden kann weiter unterschieden werden,  
ob sie noch Rechtsmittel gegen die Entscheidung einlegen können oder nicht oder ob 
ihre Abschiebung zum Beispiel aus gesundheitlichen Gründen vorübergehend ausge-
setzt ist (Duldung).

 
Die veröffentlichten Zahlen liefern eine konservative Schätzung der Zahl der Schutz-
suchenden in Deutschland, da Datensätze, bei denen der aufenthaltsrechtliche Status aus 
dem Ausländerzentralregister nicht eindeutig nachvollzogen werden kann, nicht berück-
sichtigt werden.

Weiterführende Informationen finden sich in der Fachserie 1 »Bevölkerung und Erwerbs-
tätigkeit«, Reihe 2.4 »Schutzsuchende« (siehe www.destatis.de).

1.2.8 Schutzsuchende  
in Deutschland
Das Statistische Bundesamt hat im No-
vember 2017 erstmals Zahlen zu den in 
Deutschland lebenden Schutzsuchenden 
veröffentlicht. Damit wurde von der amt-
lichen Statistik ein Beitrag geleistet, um 
die politische und gesellschaftliche Debat-
te, die seit der vermehrten Zuwanderung 
Schutzsuchender im Jahr 2015 begonnen 
hatte, zu versachlichen. Die Daten stam-
men aus dem Ausländerzentralregister 
(AZR) im Bundesverwaltungsamt, das alle 
notwendigen Informationen über den auf-
enthaltsrechtlichen Status der in Deutsch-
land registrierten Ausländerinnen und 
Ausländer enthält. 

Zum Jahresende 2016 waren 1,6 Millio-
nen Schutzsuchende in Deutschland regis-
triert, das waren 16 % der ausländischen 
Bevölkerung. Schutzsuchende sind auslän-
dische Personen, die sich unter  Berufung 
auf humanitäre Gründe in Deutschland 
aufhalten. Dazu zählen Personen, die sich 
vor oder im Asylverfahren befinden, Perso-
nen mit anerkanntem Schutzstatus wie 
Flüchtlinge nach der Genfer Konvention 
oder subsidiär Schutzberechtigte sowie ab-
gelehnte Asylbewerberinnen und Asyl-
bewerber, die sich weiterhin in Deutsch-
land aufhalten. u Info 4

Schutzsuchende lassen sich nach dem 
sogenannten Schutzstatus unterscheiden. 
Personen, über deren Asylantrag noch 
nicht entschieden wurde, haben einen offe-
nen Schutzstatus. Am Jahresende 2016 war 
dies bei 572 500 Schutzsuchenden der Fall 
(36 %). Bei 872 300 Schutzsuchenden (54 %) 
wurde das Gesuch auf Schutz positiv ent-
schieden – sie verfügten Ende 2016 über 
 einen anerkannten Schutzstatus. Beim 
überwiegenden Teil von ihnen war diese 
Anerkennung jedoch nur befristet (599 900 
Menschen). Bei 157 700 Schutzsuchenden 
wurde der Antrag auf Asyl abgelehnt. Die-
se Personen waren daher ohne Schutzsta-
tus und grundsätzlich ausreisepf lichtig. 
Bei 75 % (118 100 Menschen) war diese 
Ausreisepflicht aufgrund einer Duldung 
jedoch vorübergehend ausgesetzt. u Abb 7

Unter den 1,6 Millionen Schutzsuchen-
den befanden sich am Jahresende 2016 

rund 400 800 Kinder unter 18 Jahren, 
265 100 dieser Kinder waren im schul-
pflichtigen Alter ab 6 Jahren. Damit war 
der Kinderanteil in der schutzsuchenden 
Bevölkerung deutlich größer (25 %) als in 
der gesamten ausländischen Bevölkerung 
(14 %). Rund 24 % der schutzsuchenden 
Kinder hatten einen noch offenen Schutz-
status, weitere 65 % waren anerkannt und 
11 % hatten einen abgelehnten Schutzstatus. 
Fast alle Kinder (95 %) mit einem aner-
kannten Status besaßen diesen nur zeitlich 
befristet. Zu den unbegleitet nach Deutsch-
land eingereisten schutzsuchenden Kin-
dern siehe auch Kapitel 2.3, Seite 76.

Etwa die Hälfte aller Schutzsuchenden 
kam aus drei Herkunftsländern: Syrien 
(454 800 Personen), Afghanistan (190 900 
Menschen) und dem Irak (165 500 Perso-
nen). Die meisten Schutzsuchenden mit 
offenem Schutzstatus kamen aus Afgha-
nistan (129 100 Personen), die meisten 
mit befristeter Anerkennung aus Syrien 
(346 900 Menschen). Bei den unbefriste-
ten Anerkennungen lag die Russische Fö-
deration (31 100 Personen) knapp vor 
dem Irak (30 800 Menschen). Die meisten 
Schutzsuchenden mit abgelehntem An-
trag kamen aus Serbien (17 100 Personen) 
und Albanien (15 000 Menschen).

Bei den Schutzsuchenden dominieren 
junge Männer: Der Anteil der Männer un-
ter den Schutzsuchenden lag bei 64 %. Ins-
besondere in den jüngeren Altersgruppen 
waren Männer überrepräsentiert. u Abb 8

Wie eingangs erwähnt, ist die Zuwan-
derung von Schutzsuchenden kein allei-
niges Phänomen der Jahre 2015 und 2016. 
Bereits vor diesem Zustrom lebten Aus-
länderinnen und Ausländer aus humani-
tären Gründen in Deutschland, die zum 
Beispiel in der Zeit der kriegerischen Aus-
einandersetzungen auf dem Gebiet des 
ehemaligen Jugoslawien nach Deutsch-
land geflohen sind. Diese Menschen leben 
teilweise bereits seit gut zwei Jahrzehnten 
in der Bundesrepublik Deutschland. Rund 
336 200 (21 %) der heutigen Schutzsuchen-
den sind zwischen 2010 und 2014 erstmals 
nach Deutschland eingereist, zwischen 
2000 und 2009 kamen 156 700 Menschen 
(10 %), zwischen 1990 und 1999 waren es 

Quelle: Ausländerzentralregister

u Abb 7 Schutzsuchende nach Schutzstatus — in Tausend
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Erwerbsbeteiligung liegen unter dem 
Durchschnitt und ihre Armutsgefähr-
dung ist hoch. Auch wenn sich seit 2005 
die Lage absolut gesehen in mancher 
Hinsicht – wie auf dem Arbeitsmarkt – 
verbessert hat, so existieren weiterhin 
deutliche Nachteile gegenüber der einhei-
mischen Bevölkerung. 

Diese Nachteile haben direkten Ein-
fluss auf die Entwicklungschancen der 
Kinder. Kinder mit Migrationshinter-
grund leben überwiegend in größeren 
Haushalten mit mehr Kindern, weniger 
Wohnfläche und geringerem Einkommen 
pro Kopf als Kinder mit Wurzeln in 
Deutschland. Sie leben häufiger in Haus-
halten ohne einen einzigen Erwerbstäti-
gen und häufiger in Elternhäusern ohne 
einen Bildungsabschluss. Sie besuchen 
auch häufiger die Hauptschule und selte-

189 500 Personen (12 %) und immerhin 
37 900 (2 %) der heutigen Schutzsuchen-
den sind vor 1990 eingereist. 

1.2.9 Ausblick
Mehr als jeder fünfte Mensch in Deutsch-
land hat seine Wurzeln im Ausland. Die-
se Bevölkerungsgruppe ist überdurch-
schnittlich jung. Sie wird in Zukunft 
noch weiter wachsen, zumindest wenn 
Deutschland weiterhin für so viele Men-
schen in der Welt ein attraktives Zuwan-
derungsland bleibt. Mittlerweile haben 
36 % aller Kinder in Deutschland Wur-
zeln im Ausland, in manchen Regionen 
sind es bereits mehr als die Hälfte.

Die Integration der derzeit in Deutsch-
land lebenden Menschen mit Migrations-
hintergrund lässt aber durchaus Wün-
sche offen. Das Bildungsniveau und die 

ner das Gymnasium. In der Regel sind in-
nerhalb der Gruppe der Kinder mit Mi-
grationshintergrund die Nachteile von 
ausländischen Kindern ohne deutsche 
Staatsangehörigkeit noch größer als die 
der Kinder mit Migrationshintergrund 
und deutscher Staatsangehörigkeit. Be-
sonders schwierig ist es zudem für Kinder 
aus Afrika – insbesondere Nordafrika – 
und dem Nahen und Mittleren Osten, 
während vor allem Kinder aus EU-Staaten 
vergleichsweise geringere Benachteiligun-
gen haben. 

Durch die noch immer hohe Nettozu-
wanderung wird sich in den kommenden 
Jahren die Zahl der Menschen mit Migra-
tionshintergrund wahrscheinlich weiter 
erhöhen. Insbesondere der Zuzug der 
Schutzsuchenden wird innerhalb der Be-
völkerung mit Migrationshintergrund zu 
demografischen und sozioökonomischen 
Verschiebungen führen. Diese Verände-
rungen sind im Mikrozensus 2017 noch 
nicht vollständig sichtbar. Das liegt vor 
allem daran, dass Schutzsuchende im 
Mikrozensus weiterhin unterrepräsen-
tiert sind, da ab dem Mikrozensus 2017 
nur für die Bevölkerung in Privathaus-
halten alle Merkmale erhoben werden. 
Für Schutzsuchende, die in Gemeinschafts-
unterkünften leben, sind daher beispiels-
weise keine Informationen zur Bildung 
oder zur Erwerbstätigkeit verfügbar. Aller-
dings zeichnen sich schon jetzt in den In-
tegrationsindikatoren Effekte ab, die auf 
die Zuwanderung der Schutzsuchenden 
zurückzuführen sind. Beispielsweise steigt 
seit 2014 der Anteil der Personen mit Mi-
grationshintergrund ohne Schulabschluss 
wieder an. Das zeigt einmal mehr, dass 
die Bevölkerung mit Migrationshinter-
grund keine homogene Gruppe darstellt. 
Ohne dieses Wissen wäre ein flüchtiger 
Blick auf die Statistik verzerrt. Auch des-
halb ist eine differenzierte Betrachtung 
dieser Thematik so wichtig.

Quelle: Ausländerzentralregister

u Abb 8 Altersaufbau der Schutzsuchenden 2016 — in Tausend je Altersjahr
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Abb 8 Altersaufbau der Schutzsuchenden 2016 nach Geschlecht – in Tausend

Quelle: Ausländerzentralregister
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Demografischer Wandel ist auch in 
Deutschland mit der Alterung und 
Schrumpfung der Bevölkerung verbunden. 
Beide Entwicklungen werden hauptsäch-
lich durch das anhaltend niedrige Fertili-
tätsniveau (etwa 1,4 Kinder je Frau) verur-
sacht (siehe Kapitel 1.1.2, Seite 14). Seit 
etwa 40 Jahren wird die Elterngeneration 
nur zu zwei Dritteln durch Geburten er-
setzt. Somit verschiebt sich die Alters-
struktur der Bevölkerung in das höhere Al-
ter. Eine weitere Ursache der Alterung der 
Bevölkerung ist die Lebensverlängerung 
durch ein höheres Sterbealter. Die Zunah-
me der Lebenserwartung und die Zunah-
me von Hochaltrigen, das heißt Menschen 
im Alter ab 80 Jahren, in der Bevölkerung 
ist das Thema des folgenden Beitrages.

Die Lebenserwartung ist ein demogra-
fischer Indikator, der die Sterblichkeit 
mithilfe von Sterbetafeln bewertet. Mit der 
Sterbetafel werden die kumulative Wir-
kung der Einflüsse der Vergangenheit und 
die aktuelle Wirkung der Sterblichkeit auf 
die Lebenserwartung abgebildet. u Info 1

In den letzten 100 Jahren hat sich die 
Lebenserwartung in Deutschland ver-
doppelt; in den letzten 50 Kalenderjahren 

gab es eine Zunahme von elf Lebensjah-
ren. Die Veränderung der Sterblichkeit ist 
das Resultat eines verbesserten Lebensni-
veaus und des medizinischen Fortschrit-
tes. Die allmähliche Angleichung der Le-
bensbedingungen zwischen Ost- und 
Westdeutschland bildet sich auch in der 
Angleichung der Lebenserwartung ab. 
Frauen aller Altersgruppen und Männer 
im Alter über 60 Jahre haben von den 
Veränderungen nach der Wende am 
stärksten profitieren können.

Die wesentlichen Gründe für die Stei-
gerung der Lebenserwartung sind bessere 
Ernährung, gesündere Wohnsituationen, 
Verbesserung der sozialen Sicherheit und 
der medizinischen Versorgung. Trotz der 
relativ einheitlichen Trends im internatio-
nalen Vergleich gibt es Niveauunterschie-
de zu verschiedenen Zeitpunkten. Es zeigt 
sich, dass die Lebensdauer auch fallen 
kann, wenn sich die Lebensbedingungen 
verschlechtern. Es gibt keine Garantie für 
langes Leben. Die individuelle Lebens-
spanne ist das Ergebnis eines komplexen 
 Zusammenspiels individueller Faktoren, 
zum Beispiel die genetische Disposition, 
die aktuelle Lebens- und Verhaltensweise 

1.3  
Demografischer 
Wandel:  
Lebenserwartung,  
Hochaltrigkeit 
und Sterblichkeit 
Rembrandt Scholz 
Berliner Institut für Sozialforschung 
und Max-Planck-Institut für  
demografische Forschung, Rostock

WZB / SOEP

u Info 1 
Sterbetafel

Die Sterbetafel zeigt die Altersverläufe der Sterblichkeit in einer Modellbevölkerung, die nicht mehr 
von der realen Altersstruktur der Bevölkerung abhängig ist (Standardisierung). Mit der Sterbetafel 
werden standardisierte Alterungsmaße berechnet (zum Beispiel mittlere Lebenserwartung, normale 
Lebensdauer, wahrscheinliche Lebensdauer).

Das Rechenprinzip: Ein Anfangsbestand von 100 000 Personen wird der altersspezifischen Sterb-
lichkeit der realen Bevölkerung ausgesetzt. Für jedes Altersjahr werden die Gestorbenen durch 
Multiplikation der Sterbewahrscheinlichkeiten (der realen Bevölkerung) mit dem Anfangsbestand 
berechnet. Die jeweils überlebenden Personen sind der Anfangsbestand des nächsten Altersjahres. 
Daraus ergibt sich die Altersverteilung der Überlebenden, der Gestorbenen und der verlebten Zeit. 
Mit steigendem Alter verringert sich die Zahl der Überlebenden, bis der gesamte Anfangsbestand 
gestorben ist.

Beziehen sich die Sterbewahrscheinlichkeiten auf ein Kalenderjahr (oder mehrere Jahre), spricht 
man von einer Periodensterbetafel (Querschnitt); beziehen sie sich auf Geburtsjahrgänge, spricht 
man von einer Generationen- oder Kohortensterbetafel (Längsschnitt).

Während die Beobachtung der Sterblichkeit der Periodensterbetafel sich auf den Querschnitt be-
zieht, hat die Kohortensterbetafel einen Beobachtungszeitraum von über 100 Jahren. Nicht voll-
ständig beobachtete Geburtsjahrgänge werden durch Modellrechnungen und Annahmen ergänzt. 
Eine vollständige Generationensterbetafel liegt erst vor, wenn der gesamte Geburtsjahrgang tat-
sächlich verstorben ist.
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oder die allgemeine Lebens- und Umwelt-
bedingungen. Es gibt Hinweise, dass Bil-
dung eine wesentliche Rolle spielt. Men-
schen mit einem hohen Bildungsniveau 
haben größere Chancen, bessere Lebens-
bedingungen und ein höheres Alter bei 
besserer Gesundheit zu erreichen (siehe 
Kapitel 10.3, Seite 397). Es ist auch be-
kannt, dass Frauen eine höhere Lebenser-
wartung haben als Männer. Dieser Sach-
verhalt führt zu einem höheren Anteil von 
Frauen im hohen Alter in Deutschland. 
Im Alter von 80 Jahren und älter kommen 
auf einen Mann etwa drei Frauen und im 
Alter von 100 Jahren und älter 7,5 Frauen. 
Ursache für die unterschiedliche Sterb-
lichkeit sind verschiedene biologische 
und soziale Risiken im Lebensverlauf.

Die Sterblichkeit unterliegt weltweit 
einem stetigen Trend, bei dem die »Re-
kordlebenserwartung« linear ansteigt. Die 
Sterblichkeit verschiebt sich bei Lebens-
verlängerung systematisch in höhere Al-
tersgruppen. Dieser Prozess begann bei 
der Säuglings- und Kindersterblichkeit 
und setzte sich nach und nach bis in die 
höheren Altersgruppen fort. Heute ist das 
Potenzial der weiteren Lebensverlänge-
rung im jungen und mittleren Alter weit-
gehend ausgeschöpft, sodass die Lebens-
erwartung nunmehr vor allem durch die 
verringerte Sterblichkeit im hohen und 
höchsten Alter steigt. Seit den 1960er-Jah-
ren ist die Zunahme der Bevölkerung im 
höchsten Alter empirisch sichtbar. Bislang 
sind für die menschliche Alterung keine 
biologischen Grenzen erkennbar. Für die 
zukünftige Entwicklung werden stetige 
Verläufe vorausgesagt, sodass in 100 Jahren 
über die Hälfte eines Geburtsjahrganges 
das Alter von 100 Jahren erreichen könnte.

1.3.1 Entwicklung  
der Lebenserwartung
In Abbildung 1 sind die Trends der durch-
schnittlichen Lebenserwartung bei Geburt 
in Deutschland nach Geschlecht und Regi-
on dargestellt. Bis Mitte der 1960er-Jahre 
bestanden kaum Unterschiede zwischen 
Ost- und Westdeutschland. Bei Frauen 
weitete sich zwischen Mitte der 1970er-
Jahre und 1990 eine Schere zugunsten der 

Westdeutschen. Nach der Vereinigung 
glich sich die Sterblichkeit bis 2003 wie-
der an und liegt seitdem in beiden Landes-
teilen auf ähnlichem Niveau. Bei Män-
nern waren die Lebenserwartungswerte 
im Zeitraum zwischen 1961 und 1976 im 
Osten Deutschlands günstiger, seit 1977 
kehrte sich dieses Verhältnis um. Nach 
1991 glichen sich die Werte wieder zuneh-
mend an, von 2003 bis 2015 verblieb eine 
konstante Differenz von einem Lebens-
jahr. u Abb 1

Berücksichtigt man die Merkmale Be-
schäftigung, Arbeitslosigkeit, Kranken-
versicherung und Staatsbürgerschaft, lässt 
sich eine bis zu 50 % erhöhte Sterblichkeit 
der ostdeutschen Männer im Altersbe-
reich von 35 bis 54 Jahre erklären. Die hö-
here Sterblichkeit in den ostdeutschen 
Ländern ist die Konsequenz einer im Ver-
gleich zu den westdeutschen Ländern un-
günstigeren Zusammensetzung der Be-
völkerung hinsichtlich der Altersstruktur, 

des Ausländeranteiles und der sozioöko-
nomischen Faktoren (Beschäftigungssta-
tus, Arbeitslosigkeit, Art der Tätigkeit). 
Werden diese Merkmale berücksichtigt, 
kann nahezu die gesamte Differenz in den 
Mortalitätsraten der Männer zwischen den 
beiden Regionen erklärt werden. 

In Ost- und Westdeutschland haben 
offensichtlich verschiedene Arbeitsmarkt-
lagen, selektive Zuwanderung aus dem 
Ausland sowie die Ost-West-Wanderun-
gen einen Einfluss auf die unterschied-
liche Sterblichkeit. Arbeitslose Männer 
haben ein zweifach höheres Sterberisiko. 
Wenn sich die Arbeitsmarktsituation in 
Ost- und Westdeutschland angleicht, wird 
daher auch eine sukzessive Angleichung 
der Mortalität bei Männern erwartet. 

Die Rahmenbedingungen der medizi-
nischen Versorgung waren in Ost- und 
Westdeutschland sehr unterschiedlich 
und haben sich erst nach 1990 angegli-
chen, was die Ausstattung des ambulan-

u Abb 1 Trend der mittleren Lebenserwartung bei Geburt in  
Ost- und Westdeutschland nach Geschlecht 1956 – 2015 — in Jahren

Datenbasis: Human Mortality Database 2018.
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Abb 1 Trend der mittleren Lebenserwartung (e0) in Ost- und Westdeutschland 
nach Geschlecht 1956-2015 — in Jahren

Datenbasis: Human Mortality Database 2018, http://www.mortality.org.
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1.3.2 Verschiebung von  
Sterblichkeit in das höhere Alter
In Abbildung 2 werden die Sterbewahr-
scheinlichkeiten von Männern ab dem 
Alter von 50 Jahren aus sogenannten Pe-
riodensterbetafeln zu verschiedenen 
Zeitpunkten für Deutschland (1871 bis 
2015) dargestellt, und zusätzlich für die 
Geburtsjahrgänge 1958 und 2017 die Ge-
nerationensterbetafel (Statistisches Bun-
desamt Variante 2). Mit dieser Darstel-
lung kann man die Sterbeverhältnisse 
einzelner Altersjahre über den Zeitraum 
von 1871 bis heute nachzeichnen. Dabei 
zeigt sich zum Beispiel für das Alter von 
60 Jahren, dass sich die Sterbeverhältnis-
se zwischen 1871 und 2015 um 16 Jahre 
verschoben haben; bei der Berücksichti-
gung der erwarteten künftigen Sterblich-
keitsreduktion für den Geburtsjahrgang 
1958 sind es insgesamt 19 Jahre. Die al-
tersspezifischen Sterbeverhältnisse der 
80-Jährigen von 1871 werden von dem 

Geburtsjahrgang 1958 voraussichtlich im 
Kalenderjahr 2051 im Alter von 93 Jah-
ren erreicht. u Abb 2

Tabelle 1 fasst die verschiedenen Mit-
telwerte von Sterbetafelfunktionen zusam-
men, die geeignet sind, die Sterblichkeit 
und die Lebensdauer einer Bevölkerung 
zu beschreiben: die mittlere Lebenserwar-
tung, die wahrscheinliche Lebensdauer 
und die normale Lebensdauer. Die Para-
meter der Sterbetafel hängen nicht von 
der Altersstruktur der Bevölkerung ab. 
Dies gilt auch für die bereinigte Sterblich-
keit, das heißt die Sterblichkeit der Ster-
betafelbevölkerung (Gestorbene geteilt 
durch die mittlere Bevölkerung, gemessen 
je 1 000 Personen der Bevölkerung). u Tab 1

Der arithmetische Mittelwert der Ge-
storbenen nach dem Alter ist die mittlere 
beziehungsweise durchschnittliche Le-
benserwartung. Mit der normalen Lebens-
dauer ist das Alter gemeint, in dem die 
meisten Personen des Anfangsbestandes 

ten und stationären Bereiches, die Er-
bringung ärztlicher Leistungen, die me-
dizintechnologischen Möglichkeiten und 
das Finanzierungsvolumen betrifft. Vor 
1990 hatten die begrenzten ökonomi-
schen Ressourcen im Osten Deutsch-
lands vor allem für Personen im höheren 
Alter ungünstige Folgen. Inzwischen sind 
die Unterschiede im Bereich der medizi-
nischen Versorgung vollständig ausgegli-
chen. Weitere Merkmale, die die Lebens-
erwartung beeinf lussen, sind Bildung, 
Einkommen und damit zusammenhän-
gend die Rentenhöhe. Bei Männern, die 
mindestens 32 Entgeltpunkte der gesetz-
lichen Rentenversicherung erworben ha-
ben (siehe Kapitel 8.5, Seite 333), ergibt 
sich ein linearer Zusammenhang mit der 
Lebenserwartung: Je mehr Entgeltpunkte 
erreicht wurden, desto höher ist die 
 Lebenserwartung. Diesbezüglich gibt es 
keinen Unterschied zwischen Ost- und 
Westdeutschen im Alter ab 65 Jahren.

u Abb 2 Sterbewahrscheinlichkeiten von Männern nach Alter 1871– 2015  
und Modellrechnungen für die Geburtsjahrgänge 1958 und 2017

Datenbasis: Statistisches Bundesamt 2018, Periondensterbetafel und Generationensterbetafel 1958 und 2017; Human Mortality Database 2018.
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Männer Frauen

in Jahren

Mittlere  
Lebenserwartung 78,2 83,1

Wahrscheinliche 
 Lebensdauer 81,3 86,0

Normale  
Lebensdauer 85,0 89,0

je 1 000 Personen

Bereinigte  
Sterblichkeit 12,8 12,0

(100 000 Personen) versterben. Die wahr-
scheinliche Lebensdauer schließlich ist das 
Alter, bei dem 50 % des Anfangsbestandes 
verstorben sind. Über 50 % aller Sterbefälle 
finden heute im Alter ab 81,3  Jahren für 
Männer und 86 Jahren für Frauen statt. 
Die letztgenannte Kennziffer ist in Abbil-
dung 3 für Deutschland von 1900 bis 2015 
dargestellt, ergänzt um je eine Kurve für 
Schweden 1770/1774 und Japan 2014. Im 
historischen Vergleich verschiedener Zeit-
räume lassen sich so die Veränderungen 
der Sterblichkeit durch die Änderung in 
der Altersverteilung anhand der Mittel-
werte nachvollziehen. Der historische Pro-
zess der Lebensverlängerung gestaltet sich 
in allen Ländern sehr ähnlich. Schweden 
mit den historisch ältesten Daten zeigt den 
Beginn der Entwicklung und Japan mit der 
weltweit höchsten Lebenserwartung die 
mögliche zukünftige Verteilung nach dem 
Alter. Bislang gibt es keine Anzeichen, 
dass sich diese Dynamik des Lebensver-
längerungsprozesses abschwächen wird. 
Man kann durchaus davon ausgehen, dass 
sich die wahrscheinliche Lebensdauer im 
Durchschnitt in den nächsten 100 Kalen-
derjahren für Frauen in ein Alter von über 
100 Lebensjahren verschieben wird. u Abb 3

In Abbildung 4 wird die Altersvertei-
lung der Sterbefälle in den verschiedenen 
Zeiträumen gegenübergestellt. Es zeigen 

sich deutliche Verschiebungen der Ster-
befälle in ein immer höheres Alter, was 
einem Anstieg der normalen Lebenser-
wartung entspricht. u Abb 4

Mit der Alterung der Bevölkerung 
steigt der Bedarf an verlässlichen Daten 
für das hohe Alter. Die Fortschreibung des 
Bevölkerungsbestandes wird schnell un-
genau, wenn nicht in regelmäßigen Ab-
ständen Volkszählungen durchgeführt 
werden (siehe Kapitel 1.1, Seite 11). Die ho-
hen Altersklassen sind auch heute noch 
sehr schwach besetzt und daher anfällig 
für Fortschreibungsfehler. Da die Bevölke-
rungsstatistik mit einer großen, nach oben 
offenen Altersklasse arbeitet, können Ent-
wicklungen der Sterblichkeit, die zum 
größten Teil in dieser hohen Altersgruppe 
stattfinden, nicht abgebildet werden.

u Tab 1 Kennziffern zur Beschreibung 
von Lebensverlängerung in Deutsch-  
land nach Geschlecht 2013/2015

Datenbasis: Statistisches Bundesamt 2017,  
Periodensterbetafel 2013/15.

u Abb 3 Altersverteilung der Überlebenden von 100 000 der Sterbetafel  
und der Mittelwert der wahrscheinlichen Lebensdauer von Frauen in Deutschland 
1900 – 2015, Schweden 1770/1774 und Japan 2014

u Abb 4 Alterverteilung der Gestorbenen und der Mittelwert  
der normalen Lebensdauer von Frauen in Deutschland 1900 − 2015,  
Schweden 1770/1774 und Japan 2014 (auf 100 000 normiert) 

Datenbasis: Statistisches Bundesamt 2015; Human Mortality Data Base 2018.

Datenbasis: Statistisches Bundesamt 2018; Human Mortality Data Base 2018.

Japan 2014  Deutschland 2013/2015 Deutschland 1962 
Deutschland 1924/1926 Deutschland 1900/1910 Schweden 1770/1774 

Datenbasis: Statistisches Bundesamt 2015; Human Mortality Data Base 2018.
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Bis Mitte der 1990er-Jahre war über 
die Sterblichkeit von Personen über 
80 Jahre sehr wenig bekannt. Mit Modell-
annahmen des Sterblichkeitsverlaufes hat 
man sich über die empirische Ungenauigkeit 
hinweggeholfen. Erst durch die systemati-
schen Sammlungen der Bevölkerungs-
daten von Väinö Kannisto und Roger 
Thatcher erfolgte eine international ver-
gleichbare Sammlung und Aufbereitung 
von Daten für den hohen Altersbereich. 
Die Bemühungen zielen darauf, den un-
genauen Bestand der Bevölkerung im 
höchsten Alter durch systematische Schät-
zungen zu ersetzen, die auf den Altersan-
gaben der Sterbefälle beruhen. Die hohe 
Qualität der Bevölkerungsregister bei-
spielsweise in den skandinavischen Län-
dern zeigt die Validität dieser Vorgehens-

weise. Heute stehen diese Bevölkerungs-
daten für das Alter bis 110 + zur Verfügung 
(www.mortality.org). 

Abbildung 5 stellt die Entwicklung 
der Personen im Alter von 80 Jahren und 
älter in Relation zum Bestand von 1960 
dar. Es zeigen sich für alle Länder starke 
Zunahmen. Für einige Länder sind auch 
die Auswirkungen der Weltkriege sicht-
bar. Die wichtigste Ursache für den An-
stieg der Bevölkerungsanteile im höheren 
 Alter ist der Sterblichkeitsrückgang, be-
sonders nach 1980. Bei den 100-Jährigen 
und Älteren ist die relative Zunahme am 
stärksten. Das extrem hohe Alter ist nach 
wie vor sehr selten und der Anteil dieser 
Altersgruppe an der Gesamtbevölkerung 
entsprechend gering: Er beträgt weniger 
als 0,5 %. u Abb 5

sich deutliche Verschiebungen der Ster-
befälle in ein immer höheres Alter, was 
einem Anstieg der normalen Lebenser-
wartung entspricht. u Abb 4

Mit der Alterung der Bevölkerung 
steigt der Bedarf an verlässlichen Daten 
für das hohe Alter. Die Fortschreibung des 
Bevölkerungsbestandes wird schnell un-
genau, wenn nicht in regelmäßigen Ab-
ständen Volkszählungen durchgeführt 
werden (siehe Kapitel 1.1, Seite 11). Die ho-
hen Altersklassen sind auch heute noch 
sehr schwach besetzt und daher anfällig 
für Fortschreibungsfehler. Da die Bevölke-
rungsstatistik mit einer großen, nach oben 
offenen Altersklasse arbeitet, können Ent-
wicklungen der Sterblichkeit, die zum 
größten Teil in dieser hohen Altersgruppe 
stattfinden, nicht abgebildet werden.

u Abb 5 Relative Zunahme der Personen im Alter ab 80 Jahren in ausgewählten Ländern 1960 – 2016  
— bezogen auf das Jahr 1960 = 1

Datenbasis: Human Mortality Database 2018.

Abb. 5: Relative Zunahme der Personen im Alter von 80 Jahren und älter 
für ausgewählter Länder in Europa, Relation bezogen auf das Jahr 
1960=1.

Datenbasis: Kannisto-Thatcher-Database. Eigene Berechnungen
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Männer Frauen

2001 2015 Änderung der Lebensdauer 2001 2015 Änderung der Lebensdauer

in Jahren in Jahren in % in Jahren in Jahren in %

Lebensdauer ohne Pflege 73,6 75,9 2,3 3,1 78,2 79,2 1 1,3

Pflegedauer 1,7 2,2 0,5 29,4 3,1 3,8 0,7 22,6

Lebenserwartung 75,3 78,1 2,8 3,7 81,3 83,0 1,7 2,1

Bei beiden Geschlechtern gehen die 
Sterblichkeitsentwicklungen systema-
tisch vom hohen Alter in ein noch höhe-
res Alter über. Im Jahr 1960 erreichten 
20 % der Frauen und 15 % der Männer, 
die den 80. Geburtstag feiern konnten, 
das Alter von 90 Jahren. 40 Jahre später 
waren es 45 % der Frauen und 30 % der 
Männer. Die Anteile derer, die sogar das 
100. Lebensjahr erreichen, sind deutlich 
geringer. In absoluten Zahlen gemessen 
ist das höchste Alter in der Bevölkerung 
sehr gering besetzt, hat sich aber stetig 
vervielfacht und wird voraussichtlich 
auch in Zukunft weiter ansteigen.

Das individuelle Interesse, alt zu wer-
den, und die Vermeidung von gesund-
heitlichen Risiken erhöhen die Lebenser-
wartung. Allerdings gibt es eine Reihe 
von Verhaltensweisen und Gesundheits-
risiken, die von Teilen der Bevölkerung 
als erhöhtes Sterberisiko in Kauf genom-
men werden (Alkohol, Rauchen, Überge-
wicht). Sofern sich diese gesundheitsge-
fährdenden Verhaltensweisen innerhalb 
der Bevölkerung nicht verbreiten, ist 
auch in Zukunft von einem weiteren Zu-
wachs der Lebenserwartung auszugehen. 
Die sozialen Fortschritte werden sich 
auch in einer Verbesserung des Gesund-
heitszustandes umsetzen. Es erreichen 
mehr Personen ein höheres Alter mit ei-
nem besseren Gesundheitszustand.

Wer sehr lange lebt, unterliegt mit 
steigender Lebensdauer verstärkt Risiken 
körperlicher und kognitiver Einschrän-
kungen und Erkrankungen. Es liegen oft 
mehrere Krankheiten (Multimorbidität) 
vor. Generell bleiben ältere Menschen 

heute länger gesund und ihr Wohlbefin-
den hat sich erhöht. Auch künftig ist zu 
erwarten, dass die gesunden Lebensjahre 
und die behinderungsfreie Lebenserwar-
tung zunehmen werden. Da gleichzeitig 
jedoch mehr Menschen ein höheres Alter 
erreichen, wird es voraussichtlich mehr 
Pflegebedürftige geben. Der Vergleich der 
Jahre 2001 und 2015 lässt eine steigende 
Lebenserwartung erkennen, die auf einer 
Zunahme der Lebenszeit sowohl inner-
halb als auch außerhalb der Pflege beruht. 
Der größte absolute Zuwachs an Lebens-
jahren erfolgt bei beiden Geschlechtern 
außerhalb der Pflege, die relative Zunah-
me ist bei der Pf legedauer besonders 
hoch. u Tab 2

1.3.3 Bevölkerungsvorausberech-
nungen und zukünftige Entwicklung
In der realen Bevölkerungsentwicklung 
sind die Prozesse der Alterung nicht deut-
lich sichtbar, da die einzelnen Geburts-
jahrgänge unterschiedlich stark besetzt 
sind. Die Alterspyramide einer Bevölke-
rung wird sowohl durch die Bewegungs-
mengen Geburt, Migration und Tod beein-
flusst als auch durch epochale Ereignisse 
wie Kriege und Änderungen des sozialen 
Systems. Die Schwankungen in den Be-
völkerungszahlen im Altersverlauf kön-
nen daher verschiedene Ursachen haben.

Die Bevölkerungsvorausberechnun-
gen (siehe Kapitel 1.1.4, Seite 26, Info 7) 
ermöglichen es, künftige Veränderungen 
im Altersaufbau der Bevölkerung darzu-
stellen. Aufgrund der gleichmäßigen Be-
völkerungsentwicklung können Aussa-
gen mit großer Genauigkeit über einen 

langen Zeitraum getroffen werden. Bei 
Personen im höheren Alter sind die Vor-
hersagen besonders sicher, weil sie fast 
nur von der heutigen Altersstruktur und 
von der Entwicklung der Mortalität ab-
hängen und kaum von Migrationsbewe-
gungen. Da die tatsächliche empirische 
Entwicklung der Einflussgrößen über den 
Vorausberechnungszeitraum nicht be-
kannt ist, werden meist mehrere Annah-
men zum Verlauf einzelner Komponen-
ten getroffen. Die Ergebnisse einer Vo-
rausberechnung lassen sich immer nur 
im Zusammenhang der jeweils getroffe-
nen Annahmen interpretieren. Da nicht 
sicher ist, wie sich Zu- und Abwanderung 
in Deutschland entwickeln, werden hier 
nur Trendaussagen ohne Wanderungen 
getroffen (Variante: mittleres Szenario, 
ohne Wanderungen).

Die unterschiedliche Besetzung der 
Altersklassen im Prognosezeitraum 2015 
bis 2060 in Deutschland sind in Abbil-
dung 6 dargestellt (siehe auch Kapitel 
1.1.4, Seite 26). Sie verdeutlicht, dass dem 
Bevölkerungsrückgang im Alter von 20 
bis 59 Jahren ein Zuwachs im Alter von 
60 bis 79 Jahren und im Alter von 80 Jah-
ren und älter gegenüberstehen wird. 
Während die Altersklasse ab 80 Jahren 
besonders in den Zeiträumen 2015 bis 
2020 und 2030 bis 2050 wachsen wird, ist 
der Zuwachs in der Altersklasse von 60 
bis 79 Jahren vor allem im Zeitraum 2020 
bis 2030 zu verzeichnen. Der Anteil der 
Bevölkerung ab 80 Jahren wird sich von 
knapp 10 % auf fast 15 % erhöhen. Im Ge-
samtzeitraum kommt es zu einem steti-
gen Rückgang der Bevölkerung im Alter 

u Tab 2 Aufteilung der Lebenserwartung in pflegefreie Lebenszeit und  
die Lebenszeit in Pflege nach Geschlecht 2001 und 2015

Datenbasis: Pflegestatistik Deutschland 2017; Human Mortality Database 2018; eigene Berechnungen.
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von 0 bis 19 Jahren, da die Elterngenerati-
on zahlenmäßig nicht durch deren Kinder 
ersetzt wird. Nach dem Kalenderjahr 2055 
werden die Strukturveränderungen weit-
gehend abgeschlossen sein. u Abb 6

Die Aufteilung der Personen ab 80 
Jahren nach Altersklassen zeigt, dass die 
jüngeren Altersklassen stärker besetzt 
sind als die älteren. Die in der Alters-
struktur vorhandene Variation in der 
Besetzung wird in immer höhere Alters-
gruppen verschoben. Die Alters gruppe 
der 95- bis 99-Jährigen wird im Jahr 
2055 einen Anteil von 1 % der Gesamtbe-
völkerung erreichen, der Anteil der Al-
tersgruppe ab 100 Jahren wird im Jahr 
2060 noch unter 0,5 % liegen. 

Wenn man die relative Veränderung 
der einzelnen Altersgruppen untersucht, 
zeigt sich, dass die besonders schwach 
besetzten höchsten Altersgruppen die 
größten Veränderungen zu erwarten ha-
ben. 2060 sind im Vergleich zu heute 
zwölfmal mehr Menschen im Alter ab 
100 Jahren zu erwarten, bei der Alters-
klasse der 90- bis 99-Jährigen wird sich 
die Anzahl um den Faktor 7 vergrößern. 
Diese Befunde ergeben sich aus der Ge-
genüberstellung der aktuellen Alters-
struktur mit den  Prognosen der aktuel-
len 13. koordinierten Bevölkerungsvo-
rausberechnung für Deutschland. u Abb 7

u Abb 6 Anteil der Personen nach Altersgruppen 2015 – 2060 — in Prozent

u Abb 7 Relative Zunahme der Personen im Alter ab 80 Jahren nach  
Altersgruppen 2015 – 2060 — bezogen auf das Jahr 2015 = 1

Datenbasis: Amtliche Statistik des Bundes und der Länder 2015, 13. koordinierte Bevölkerungsprognose, 
mittlere Variante W0.

Datenbasis: Amtliche Statistik des Bundes und der Länder 2015, 13. koordinierte Bevölkerungsprognose,  
mittlere Variante W0.

Abb. 5: Relative Zunahme der Personen im Alter von 80 Jahren und älter für 
ausgewählter Länder in Europa, Relation bezogen auf das Jahr 1960=1.

Datenbasis: Kannisto-Thatcher-Database. Eigene Berechnungen
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Abb 7 Relative Zunahme der Personen im Alter von 80 Jahren und älter nach 
Altersgruppen in Deutschland 2015-2060 — bezogen auf das Jahr 2015 = 1

Datenbasis: Amtliche Statistik des Bundes und der Länder 2015, 13. koordinierte 
Bevölkerungsprognose, mittlere Variante W0.
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